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Vorbemerkungen

Viele Menschen, die in Wissenschaft und Praxis der Erwachsenenbildung arbei-
ten, stehen heute vor der Notwendigkeit, mit Menschen und Institutionen ande-
rer Länder fachbezogen zu kommunizieren und zu kooperieren. Dies gilt be-
sonders für den europäischen Raum: Die Bildungspolitik der Europäischen Uni-
on gewinnt immer deutlichere Konturen (siehe hierzu den aktuell in der Reihe
„Porträt Weiterbildung“ erschienenen Band „Europäische Union“). Förderpro-
gramme wie Grundtvig, Sokrates und Leonardo, Benchmarkingsysteme und Ver-
gleichsstudien etwa zur Bildungsbeteiligung oder politische Initiativen, wie das
Memorandum zum Lebenslangen Lernen, prägen zunehmend den übernationa-
len Bildungsdiskurs.

In dieser Situation geht es nicht nur darum, zu verstehen, in welche Richtung die
gemeinsame europäische Bildungspolitik geht und welche Perspektiven für die
eigene Arbeit darin liegen, sondern auch darum, Inhalte zu beeinflussen, Mittel
einzuwerben und das eigene Ansehen auch im internationalen Rahmen zu erhö-
hen. Je dichter das Netz der europäischen und internationalen Beziehungen im
Bildungs- und hier besonders im Weiterbildungsbereich gesponnen wird, desto
bedeutsamer wird die Sichtbarkeit, Akzeptanz und Verlässlichkeit der beteiligten
Institutionen und Akteure.

Auch in einem intensiv verwobenen Europa bleiben nationale Unterschiede be-
stehen. Sie sind es, die den internationalen Austausch befruchten und die Zusam-
menarbeit interessant machen. Perspektivenwechsel, Interkulturalität und gegen-
seitige Anregung sind wesentliche Motive dafür, länderübergreifend zu arbeiten.
Vielfach existiert jedoch immer noch die Barriere der Information. Kommunika-
tion und Kooperationen scheitern oft daran, dass zu wenig über die Bedingungen
und Strukturen in den anderen Nationen und Regionen Europas bekannt ist. Die-
ser Informationsmangel betrifft sowohl die Suche nach Kooperationspartnern als
auch die Frage gemeinsamer oder komplementärer Interessen. Gerade wenn es in
internationalen Arbeitskontexten um Genaueres, um Details geht, wird ein Man-
gel an Übersichtswissen über das jeweilige System und seine Grundlagen zum Pro-
blem. Besonders deutlich wird dies in der Weiterbildung, denn sie ist am engsten
von allen Bildungsbereichen mit den jeweiligen nationalen gesellschaftlichen
Strukturen verbunden, hat am wenigstens eine institutionelle Selbstständigkeit.

Das vorliegende Porträt Weiterbildung Österreich ist ein Beleg dafür, wie eng
Erwachsenenbildung mit den gesellschaftlichen Entwicklungen verbunden ist.



6

Vorbemerkungen

Es handelt sich um die zweite, überarbeitete Auflage des Porträts, das Werner
Lenz vor acht Jahren zur Weiterbildung in Österreich verfasst hat. In diesem
Zeitraum haben sich viele Veränderungen ergeben, ist auch in Österreich die
Rolle der Weiterbildung in Bezug auf Beschäftigungsfähigkeit und bürgerschaft-
liches Engagement sowie die Rolle der Weiterbildung innerhalb von Konzepten
des lebenslangen Lernens intensiv diskutiert worden. Realitäten haben sich ver-
ändert, Eckwerte der ökonomischen und sozialen Realitäten, zu denen die Er-
wachsenenbildung gehört, waren zu aktualisieren. Erwachsenenbildung ist nicht
nur ein hoch differenziertes und flexibles Gebilde, sie ist eben auch prozesshaft
und dynamisch mit der gesellschaftlichen Entwicklung verbunden.

Die Reihe „Porträt Weiterbildung“, vom Deutschen Institut für Erwachsenenbil-
dung gegründet und vorangetrieben, wird vom Europäischen Konsortium „Euro-
pean Research and Development Institute for Adult Education“ (ERDI), dem das
Deutsche Institut für Erwachsenenbildung angehört, herausgegeben. Dieses
Konsortium ist selbst Folge und Ausdruck des Zusammenwachsens europäischer
Strukturen: In verschiedenen europäischen Ländern beheimatete Institute, die
vergleichbare wissenschaftliche Dienstleistungsaufgaben erfüllen, haben sich zu-
sammengeschlossen, um eben jene notwendigen Informations- und Kooperati-
onsbedingungen zu unterstützen, in denen gemeinsame Politik und das Arbei-
ten für ein besseres Bildungssystem möglich sind.

Übersichten über die Weiterbildung im nationalen Kontext sind, vor allem we-
gen der Integration derselben in alle gesellschaftlichen Bereiche, schwer auf das
Wichtigste zu konzentrieren. Es geht um einen zu definierenden Kontextbezug,
wobei die gesellschaftliche Dynamik die Aktualität erschwert. Zudem sind die
Bewertungs- und Wahrnehmungssysteme zwischen dargestellter Realität in den
jeweiligen Ländern und Rezeptionsorientierung der Lesenden unterschiedlich.
Dennoch: Die Porträts Weiterbildung zu unterschiedlichen europäischen Län-
dern (bislang liegen vor: Griechenland, Spanien, Deutschland, England, Frank-
reich, Rumänien, Schweiz) sind hilfreiche Grundlagen für das Weiterentwickeln
einer europäischen Erwachsenenbildungspolitik – auch deshalb, weil sie die un-
terschiedlichen Strukturen der jeweiligen Länder nach einem identischen Raster
darstellen, das Geschichte, rechtliche Grundlagen, Daten zur Beteiligung, Fi-
nanzierung und zum Personal in einen kohärenten Zusammenhang bringt.

Ekkehard Nuissl
Deutsches Institut für Erwachsenenbildung
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1. Einleitung

1.1 Österreich – Fakten und Zahlen

Die demokratische Republik Österreich ist ein Bundesstaat mit neun Bundes-
ländern: Vorarlberg, Tirol, Salzburg, Oberösterreich, Niederösterreich, Wien,
Burgenland, Steiermark, Kärnten (vgl. Abb. 1). Wien ist zugleich Bundeshaupt-
stadt und Bundesland. Die Einwohnerzahl Österreichs (Stichtag der letzten
Volkszählung: 15.05.2001) beträgt 8,065 Millionen, davon sind etwa 4,1 Mil-
lionen weiblichen Geschlechts. Seit Mitte der 1990er Jahre begann die Gebur-
tenrate zu sinken. 1993 waren etwa 95.000, im Jahr 2004 rund 76.800 Gebur-
ten zu verzeichnen. Die durchschnittliche Lebenserwartung liegt derzeit für
Männer bei 75,5 Jahren und für Frauen bei 81,5 Jahren. 764.000 Menschen,
das sind etwa 9,5 Prozent der Einwohner/innen, haben eine ausländische Staats-
bürgerschaft. In Wien wohnen ungefähr 1,6 Millionen Menschen, die beiden
nächstgrößten Städte sind Graz mit etwa 230.000 und Linz mit über 190.000
Einwohnern. Österreich ist deshalb als kleinstädtisch und ländlich zu charak-
terisieren.

Österreich umfasst eine Fläche von knapp 84.000 km2, das ergibt eine Ein-
wohnerdichte von 97 pro km2. Teile des Staatsgebietes sind auf Grund der
Alpenlandschaft nicht dauerhaft zu bewohnen und zu bewirtschaften. Das
österreichische Wirtschaftssystem ist als soziale Marktwirtschaft zu bezeich-
nen: Durch Marktordnungen werden vor allem im Agrarsektor Preise gestützt,
durch die Sozialpartnerschaft ein Forum der Interessenvertretungen, Lohn- und
Preispolitik sowie andere wirtschaftliche Fragen behandelt. Zu den Staatsbe-
trieben zählten in Österreich Post, Eisenbahn, Bundesforste sowie Kommunal-
betriebe und Landesunternehmen. Außerdem gab es verstaatlichte Unterneh-
mungen in Energiewirtschaft und Grundstoffindustrie sowie bei den Großban-
ken. Diese Bereiche waren und sind aber in den letzten Jahren durch Prozesse
der Auslagerung und Privatisierung gekennzeichnet. Im Binnenland Österreich
ist die Wirtschaft mit den eben genannten Ausnahmen privatwirtschaftlich or-
ganisiert. Etwa 75 Prozent der über 230.000 Betriebe haben ein bis fünf Be-
schäftigte. Etwa 3,2 Millionen Menschen (davon 1,7 Millionen Männer und
1,4 Millionen Frauen) sind unselbstständig erwerbstätig – zusammen mit den
Selbstständigen gibt es etwa 3,6 Millionen Berufstätige. Die Zahl der geringfü-
gig Beschäftigten beträgt Ende des Jahres 2004 226.702, davon sind 70 Pro-
zent Frauen. Im Jahresdurchschnitt sind etwa 350.000 Ausländer/innen un-
selbstständig beschäftigt (Abb. 2).
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Die Arbeitslosigkeit ist in den vergangenen Jahren langsam, aber kontinuier-
lich gestiegen, erfasst saisonal bedingt bis zu 300.000 (Dezember 2004: 298.149
Jobsuchende) und betrifft im Jahresdurchschnitt 240.000 Personen. Nach EU-
Standard gemessen beträgt die Arbeitslosenrate 4,5 Prozent, wobei der Durch-
schnittswert in der Europäischen Union bei 8,9 Prozent liegt. Besonders schwer
fällt die Wiedereingliederung von Personen in den Arbeitsmarkt, die älter als
45 Jahre sind. Nach OECD-Statistik (November 2004) sind durchschnittlich
16,6 Prozent der Jugendlichen zwischen 20 und 24 Jahren arbeitslos, in Öster-
reich sind es 11,7 Prozent – etwa 57.000 Jugendliche. Geschätzte 6 Prozent
der österreichischen Jugendlichen zwischen 15 und 19 Jahren haben weder
Arbeit noch stehen sie in Ausbildung. Da noch bis 2008 geburtenstarke Jahr-
gänge zu erwarten sind, bleibt die Situation ohne gezielte unterstützende Maß-
nahmen gespannt. Besonders Jugendliche aus Migrantenfamilien sind davon
betroffen. Die PISA-Studie aus dem Jahr 2004 konstatiert in Österreich bei 15
bis 20 Prozent der 15-Jährigen gravierende Defizite hinsichtlich der Lese- und
Schreibfähigkeiten. Diese Bildungsdefizite stellen eine Herausforderung für ziel-
gruppenspezifische Erwachsenenbildung dar. Bildungsangebote in Verbindung
mit lebensorientierten Informationen sollten Kompetenzen und Perspektiven
für die unmittelbare Zukunft bieten. Die öffentliche und von den Medien trans-
portierte Diskussion der Bildungsproblematik lässt aus verschiedenen gesell-
schaftlichen Bereichen die Forderung nach erhöhten Investitionen in Aus- und
Weiterbildung laut werden.

Nach Angaben des Hauptverbandes der Sozialversicherungsträger waren 1990
115.000 Personen, Anfang des Jahres 1997 bereits etwas mehr als 200.000 Per-
sonen in Frühpension. Der Anteil der Frühpensionen an den Alterspensionen
beträgt hiermit etwa 20 Prozent. Die Gesamtzahl aller Personen, die Alterspen-
sion beziehen, machte im Dezember 2004 1,1 Millionen aus. Einschließlich der
Pensionen auf Grund geminderter Arbeitsfähigkeit sowie für Witwen und Wai-
sen gibt es in Österreich 2 Millionen Pensionsbeziehende.

Abbildung 2: Unselbstständig Erwerbstätige nach Arbeitsmarktsektoren

2%

40%

58%

Primärer Sektor
(Land- und Fortswirtschaft)

Sekundärer Sektor
(Industrie, Gewerbe, Bergbau,
Energie)

Tertiärer Sektor
(Handel, Verkehr, öffentlicher Dienst,
Nachrichtenübermittlung …)
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Etwa 72,7 Prozent der Österreicher/innen sind römisch-katholisch, 5 Prozent
protestantisch, 5 Prozent haben ein anderes Religionsbekenntnis, 11 Prozent
sind konfessionslos. Mitglied der Europäischen Union ist Österreich seit dem
01.01.1995.

1.2 Das österreichische Bildungswesen

Das staatliche Schulwesen wurde 1774 durch die „Allgemeine Schulordnung“
begründet. 1869 brachte das „Reichsvolksschulgesetz“ die achtjährige und seit
1962 gibt es die neunjährige Schulpflicht. Etwa ein Fünftel der Schüler/innen
eines Jahrganges schließt mit fünfzehn Jahren den Schulbesuch ab. Der Rest
besucht mittlere oder höhere Schulen. 38,5 Prozent des Altersjahrganges der
18 bis 19-jährigen Wohnbevölkerung beendeten 2003 ihre Schullaufbahn mit
der Matura (Abitur), die zugleich die Berechtigung zur Aufnahme eines Studi-
ums gibt. Der Trend zu höheren Bildungsabschlüssen hält an. Im Schuljahr
2004/05 besuchen bereits mehr als die Hälfte aller Schülerinnen und Schüler
in der neunten Schulstufe, also im letzten Pflichtschuljahr, eine weiterführende
allgemeinbildende oder berufsbildende höhere Schule. Die Zahl der Studie-
renden an postsekundären Bildungseinrichtungen ist im Studienjahr 2004/05
auf etwa 230.000 angestiegen. Im Wintersemester 2004/05 erreicht mit 32.183
erstzugelassenen Studierenden der Zustrom zu den Universitäten einen neuen
Rekord.

Der Bildungsstand der 25 bis 64-jährigen Erwerbsbevölkerung nach der höchs-
ten abgeschlossenen Ausbildung ist in Tabelle 1 dargestellt.

Gesamt weiblich männlich

Allgemeinbildende Pflichtschule 20,9 26,0 16,8

Lehrlingsausbildung 41,5 28,6 51,8

Berufsbildende mittlere Schule 13,3 20,1 7,9

Allgemeinbildende höhere Schule 4,7 5,1 4,4

Berufsbildende höhere Schule 7,1 6,4 7,6

Kolleg, Abiturientenlehrgang 0,7 0,9 0,6

Berufs- und Lehrer bildende Akademie 2,8 4,8 1,3

Universität, Fachhochschule 9,0 8,0 9,8

Tabelle 1: Höchste abgeschlossene Ausbildung der Erwerbsbevölkerung
(Angaben in Prozent)

(Quelle: Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur 2004, S. 7)

1. Einleitung
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Aus den statistischen Daten geht ebenfalls hervor, dass Frauen eine höhere Ma-
turantenquote, nämlich 27 Prozent, die Männer hingegen eine Quote von 22
Prozent haben. Rund zwei Drittel der Bevölkerung zwischen 25 und 64 Jahren
haben in Österreich keinen weiterführenden Bildungsabschluss. Zwar beginnen
rund 98 Prozent der Jugendlichen nach der Schulpflicht einen weiterführenden
Bildungsweg (vgl. Schneeberger 1994), jedoch ist zu wenig über die Ursachen
bekannt, warum weiterführende Bildung abgebrochen wird. Ein Grund mehr,
die Anliegen von Erwachsenenbildung, Schule, Beruf und Gesellschaft stärker
zu erforschen und zu vernetzen. Erst so könnte Erwachsenenbildung zum Ele-
ment eines Bildungswesens werden, das sich um die Integration der unterschied-
lichen Bildungswege lebensbegleitend bemüht.

Zielperspektive offizieller bildungspolitischer Darstellungen der vergangenen
Jahre ist ein Bildungssystem des „lebenslangen Lernens“, das Menschen jeder
Altersstufe und unabhängig von ihrer Vorbildung die Wiederaufnahme von Bil-
dungsgängen gemäß den individuellen Interessen und Voraussetzungen erlaubt.

So wie die Schulen werden auch die Universitäten staatlich finanziert. Auf der
Basis des Universitätsgesetzes 2002 gibt es derzeit 22 Universitäten. Der Besuch
von Schulen – mit Ausnahme von Privatschulen (etwa 10 Prozent der Jugendli-
chen) – ist kostenfrei. Für Universitäten und Fachhochschulen ist derzeit eine
Studiengebühr von Euro 363,36 pro Semester gesetzlich festgelegt.

Der Tertiäre Sektor des österreichischen Bildungssystems ist nicht sehr ausdiffe-
renziert. Zu den Akademien für die Lehrerbildung, Bildungsanstalten für Erzie-
her/innen oder Kollegs mit Speziallehrgängen sind Fachhochschul-Studiengän-
ge hinzugekommen. Sie basieren auf dem Fachhochschulgesetz von 1993. Die-
se Studiengänge sind im Vergleich zu Studien an der Universität praxisorientierter
angelegt und können auch Studierende ohne Matura aufnehmen. 2004 liegt die
Zahl der Studierenden an Fachhochschulen bei 20.000.

Eine besondere Problemgruppe stellen erwachsene Analphabet/inn/en dar. Seit
langem wird diese Bevölkerungsgruppe tabuisiert – sie umfasst nach Schätzun-
gen etwa 300.000 Menschen –, erst in letzter Zeit wird ihr mehr Aufmerksamkeit
gewidmet. Mit steigenden Qualifikationsanforderungen am Arbeitsplatz fallen
Defizite im Bereich des Lernens, Schreibens und Rechnens stärker als früher auf.
Aus ökonomischen, sozialpolitischen und humanen Gründen kommt es zu stär-
kerem Engagement für diese Personen. Beispielhaft ist das Projekt „Neustart“
(vgl. Rath 2004), in dem bildungsbenachteiligten Menschen auf wissenschaftli-
cher Grundlage praxisorientierte Hilfe vermittelt wird.

1. Einleitung
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Früheres Verlassen des Bildungssystems bedeutet meist auch: geringere Quali-
fikationen, weniger gutes Einkommen, niedrigerer sozialer Status, höhere Be-
drohung durch Arbeitslosigkeit und verminderte Chancen bei der Wiederein-
gliederung in den Arbeitsmarkt. Besonders Maßnahmen für gering qualifizierte
Arbeitnehmer/innen sind mit diesem Problem konfrontiert, ohne aber die Be-
nachteiligung auf Grund nicht erhaltener Basisbildung wirklich kompensieren
zu können.

Wie in anderen Ländern zeigt sich auch in Österreich der Trend, dass Personen
mit einer längeren beruflichen oder allgemeinen Grundbildung eher an Weiter-
bildung teilnehmen. Das österreichische Schulsystem bringt diesbezüglich un-
gleiche Verweilzeiten mit sich. Zwischen Abgänger/inne/n mit Schulpflicht, sie
sind etwa 15 Jahre alt, und Absolvent/inn/en von Universitäten, sie sind etwa
Mitte zwanzig, liegt rund ein Jahrzehnt Unterschied im Bildungsverlauf. Versteht
man unter Erwachsenenbildung Bildungsmaßnahmen, die nach einer ersten
Schul- oder Berufsbildung einsetzen, so können sich diese auf Adressat/inn/en
ab Mitte des zweiten Lebensjahrzehnts beziehen – ein klar nach dem Alter ab-
grenzbarer Adressatenkreis lässt sich nicht definieren.

Als Besonderheiten des österreichischen Bildungssystems (vgl. Abb. 3), die auch
im Hinblick auf die Erwachsenenbildung von Interesse sind, gelten:

Schul- und Berufsbildung
• Die Schulpflicht – eigentlich Unterrichtspflicht, da sie nicht nur durch

den Besuch einer Schule, sondern durch einen gleichwertigen Unter-
richt erfüllt werden kann – dauert neun Jahre. Sie wird im Alter von
sechs bis fünfzehn Jahren absolviert.

• Nur in der vierjährigen Volksschule, die im Alter von sechs bis zehn
Jahren besucht wird, besteht eine Gesamtschule.

• In der vierten Schulstufe, also im zehnten Lebensjahr, erfolgt die Ent-
scheidung entweder für die Hauptschule, was im Weiteren den Eintritt
in eine Lehre oder in eine berufsorientierte mittlere Schule nahe legt,
oder die Entscheidung für die höhere Schule, die nach weiteren acht
Schulstufen auf den Abschluss mit Matura hinzielt.

• Während der Absolvierung einer beruflichen Ausbildung (Lehre), die
zwischen zwei und vier Jahren dauert, ist der Besuch einer Berufsschu-
le verpflichtend (Duales System).

Universität
• Etwa 170 Studienrichtungen stehen an 22 Universitäten, darunter sechs

Universitäten für Künste und eine für Weiterbildung, sowie sechs Pri-

1. Einleitung
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Abbildung 3: Bildungssystem in Österreich
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(Duales System)
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Polytechn. Lehrg.
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AHS-Unterstufe
(Allgemeinbildende

höhere Schulen)
4 Jahre

Hauptschule
(Volks-/Sonderschuloberstufe)

4 Jahre

Primarstufe
(Volksschule/Sonderschule)

4 Jahre

Elementarbereich
(Kindergarten)

1–3 Jahre
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vatuniversitäten zur Auswahl; die Studien sind vorwiegend an wissen-
schaftlichen Disziplinen orientiert. Die Umstellung auf ein Studiensys-
tem mit Bakkalaureat/Bachelor (sechs Semester) und Magister/Master
(zwei bis vier Semester) als Studienabschlüsse ist im Gange.

• Die Donau-Universität Krems bietet Lehrgänge der wissenschaftlichen
Weiterbildung an, hat aber keine Studiengänge und kein Promotions-
recht – sie gilt als einzige europäische Weiterbildungsuniversität.

• Die Verbindungen der Universität zu Gesellschaft und Wirtschaft sind
eher schwach, eine stärkere Praxisorientierung bieten die seit 1993 ein-
gerichteten Fachhochschul-Studiengänge.

• Die Matura gibt das Recht auf ein Studium nach persönlicher Wahl; es
gibt keinen Numerus clausus – die Politik des „offenen Hochschulzu-
ganges“ wird seitens der Universitäten auf Grund beschränkter Res-
sourcen zunehmend in Frage gestellt.

• Nicht-Maturanten können über die Berufsreifeprüfung oder über die
Studienberechtigungsprüfung zu einem entsprechenden Studium zu-
gelassen werden.

• Selektion findet im Laufe des Studiums statt, die Ausfallsrate (Drop-out-
Rate) beträgt durchschnittlich 50 Prozent – nur jede/r zweite Studien-
anfänger/in beendet das Studium mit einem anerkannten Abschluss.

• Für das Studium sind Studiengebühren zu entrichten.
• Die Hauptaufgaben der Universitäten sind Lehre und Forschung. Wei-

terbildung als Aufgabe der Universitäten beginnt sich langsam zu ent-
falten.

Die Erwachsenenbildung in Österreich erweist sich als Mosaik – Lern- und Bil-
dungsangebote werden von verschiedenen Interessengruppen gefördert und ge-
tragen. Auf Grund der gestiegenen Bedeutung haben sich Anbieter mit unter-
schiedlichem Selbstverständnis im Sektor Erwachsenenbildung etabliert: Sie
wollen belehren, bilden, unterrichten, forschen, beraten, helfen, missionieren,
überzeugen und überreden oder einfach am Weiterbildungsboom verdienen.
Weiterbildung ist ein Arbeitsfeld geworden, das – wie im übrigen Bildungsbe-
reich – ermöglicht, beruflich tätig zu sein und sich seinen Lebensunterhalt zu
verdienen. In den vergangenen zwei Jahrzehnten haben nicht zuletzt privatwirt-
schaftliche Anbieter, die für die innerbetriebliche Fortbildung, die berufliche
Qualifizierung, das Nachholen von Schulabschlüssen, aber auch für die Persön-
lichkeitsentwicklung Bildungsmaßnahmen anbieten, das Mosaik Erwachsenen-
bildung noch vielfältiger gemacht. Der „Markt“ Erwachsenenbildung lockt mit
großer Auswahl. Den Konsument/inn/en bleibt die Qual der Wahl – und die
Entscheidung, was sie an Zeit und Geld investieren können und wollen.

1. Einleitung
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Die vorliegende Darstellung der österreichischen Erwachsenenbildung konzen-
triert sich vorwiegend auf ein bestimmtes Segment dieses Marktes. So genannte
„österreichweit anerkannte“ Institutionen werden dargestellt. Das ist keine Ge-
ringschätzung aller anderen Einrichtungen (nach einer unveröffentlichten Studie
des Österreichischen Instituts für Berufsbildungsforschung soll es 1.700 recht-
lich selbstständige Anbieter geben), sondern verweist auf die langsam aber si-
cher vor sich gehende Restrukturierung im Bildungssektor der Erwachsenen. Diese
erfolgt nicht zuletzt durch die Neupositionierung des Staates bezüglich seiner
öffentlichen Aufgaben. So verschiebt der Staat die Verantwortung für Erwachse-
nenbildung auf die Bundesländer. Das stellt diese vor die Aufgabe und Chance
die entsprechenden Agenden ordnungspolitisch neu zu organisieren. Gleichzei-
tig entsteht die Herausforderung an die etablierten Institutionen, ihre Bildungs-
angebote in Kooperation und Konkurrenz auch mit profitorientierten Anbietern
gemäß den regionalen und individuellen Bildungsbedürfnissen der Erwachse-
nen zu gestalten.

1. Einleitung
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2. Historische Entwicklung

2.1 Verlauf

Wie in anderen europäischen Ländern auch, verdichtet sich die Geschichte der
österreichischen Erwachsenenbildung seit der Aufklärung und infolge der Indus-
trialisierung. Von der Aufklärung ging die Hoffnung und Vorstellung aus, die
Menschen durch Erziehung und Bildung beeinflussen zu können, und die Indus-
trialisierung bewirkte den Bedarf nach qualifizierten Arbeitskräften. Nach der
Auflösung des Jesuitenordens im Jahre 1773, der die Bildungsarbeit in Schulen
und Universitäten verantwortete, setzte der absolutistische Staat ein Signal für
die Bedeutung der Volksbildung: Unter Maria Theresia wurde 1774 die „Allge-
meine Schulordnung“ (sechsjährige Schulpflicht in der Elementarbildung) ein-
geführt. Bildung galt damit als „politicum“ – als Angelegenheit des Staates. Das
„pädagogische“ 18. Jahrhundert brachte auch für die damalige österreichische
Monarchie einen Modernisierungsschub im Bildungswesen. Schon aus dieser
Zeit sind Einrichtungen bekannt, die der Volksbildung zuzurechnen sind: Sonn-
tagsschulen für die schulentlassene Jugend; „Agrikultursozietäten“, landwirtschaft-
liche Gesellschaften, die neue Methoden in Ackerbau und Viehzucht für Tätige
in der Landwirtschaft vermittelten; Lernangebote für Werktätige in Manufaktu-
ren, Bergbau und Handel; Lesekabinette und Lesegesellschaften, um gemein-
nützige Kenntnisse zu verbreiten; „Patriotische Gesellschaften“, die sich mit
politischen, moralischen, naturwissenschaftlichen und technischen Fragen be-
schäftigten.

Es ist nicht sinnvoll, nach einem „Anfang“ der österreichischen Volksbildung zu
suchen. Die genannten Beispiele zeigen, dass Bemühungen um die Bildung Er-
wachsener parallel zu den sich entwickelnden gesellschaftlichen Fragen vor-
handen waren und von den unterschiedlichen Gruppeninteressen beeinflusst
wurden. Mehr und mehr haben aber Erziehung und Bildung, vermittelt durch
die philosophischen Überlegungen der Aufklärung, für die Interessen der Herr-
schenden und Mächtigen, aber auch für die Anliegen der Abhängigen und Un-
terdrückten Bedeutung erlangt. Das Menschengeschlecht und der einzelne
Mensch wurden als entwicklungsfähig angesehen, die gesellschaftliche Ordnung
nicht als starr vorgegeben, sondern als veränderbar aufgefasst. Deshalb ist die
Entfaltung und Ausdifferenzierung der Volksbildung im 19. Jahrhundert in en-
gem Zusammenhang mit der politischen Geschichte zu sehen. Soziale Bewe-
gungen und Interessengruppen betrachteten die Bildung Erwachsener als eines
ihrer Hoffnungsgebiete. Ihre Absichten und politischen Ziele sollten dadurch auf
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eine breite Basis gestellt werden. Auf Grund der sozialen Notlage großer Teile
der Bevölkerung verband sich Volksbildung oft mit sozialer Hilfe – modern for-
muliert: Andragogische und sozialpädagogische Maßnahmen gingen ineinander
über.

Unterschiedliche Interessen standen zu Beginn des 19. Jahrhunderts Pate bei
der Entwicklung der Volksbildung. Beispielhaft und repräsentativ sind dafür an-
zugeben:

• Erzherzog Johann als Repräsentant des absolutistischen Herrscherhau-
ses und des Adels sorgte für das Volk durch Gründung des „Joanne-
ums“ (1811), einer Stätte für Forschung, Lehre und Weiterbildung, so-
wie durch Etablierung der „Landwirtschaftlichen Gesellschaft“ (1819)
in der Steiermark,

• Repräsentanten des Bürgertums, Vertreter der Universitäten boten Kur-
se zur allgemeinen Fortbildung und zum Erwerb gemeinnütziger Kennt-
nisse an,

• die ersten Volksbibliotheken wurden gegründet.

Für die allgemeine und berufliche Bildung begannen sich Schwerpunkte abzu-
zeichnen.

Mit dem Entstehen der Arbeiterklasse kam ein neuer politischer Faktor ins Spiel:
Die „soziale Frage“ fand ihren Ausdruck im Wunsch nach Umsturz und Verän-
derung der sozialen Verhältnisse, aber auch im Wunsch, an der allgemeinen
Bildung Anteil zu bekommen. Es war ein Bildungsstreben, das sich zunächst an
dem Schlagwort „Wissen ist Macht“ orientierte. Die Einsicht, gesellschaftliche
Verhältnisse ändern zu müssen, um bessere Lernbedingungen zu erreichen, führte
zu dem von Karl Liebknecht in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts gepräg-
ten Ausspruch „Macht ist Wissen“.

Im Revolutionsjahr 1848 wurde der „Erste Allgemeine Arbeiterverein“ gegrün-
det, nach Niederschlagung der Revolution im selben Jahr aber wieder aufgelöst.
Über Bildung, die vom Bürgertum und vom Adel gefördert wurde, sollten auch
die durch sozialistische Ideen „gefährdeten“ Arbeiter integriert werden. Es ging
nicht nur darum, ihre soziale Situation zu verbessern und somit eine Antwort auf
die „soziale Frage“ zu finden, sondern Bildung sollte die Arbeiter von den sozi-
alistischen Revolutionsgedanken ablenken und fernhalten, indem sie einen so-
zialen Aufstieg ermöglichte. Nachdem in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts die Industrialisierung die Habsburger-Monarchie erreicht hatte, ein wirt-
schaftlicher Aufschwung einsetzte und liberale Ideen politischen Einfluss
gewannen, kam wieder Bewegung in die Bildungslandschaft. Für die Volksbil-

2. Historische Entwicklung
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dung wurde der 15. November 1867 ein wichtiges Datum. Damals trat ein neues
Vereins- und Versammlungsrecht in Kraft, das zur Basis für die Organisation der
Erwachsenenbildung wurde. Die heutige Struktur der österreichischen Erwach-
senenbildung wurde in diesem Zeitraum begründet. So konnte sich noch im
selben Jahr der „Wiener Arbeiterverein“ konstituieren. Gemeinnützige Vereine
mit volksbildnerischer Tätigkeit entstanden und begannen ihre Bildungsarbeit.
Um die Wende zum 20. Jahrhundert kam es zur Gründung der ersten Institutio-
nen, die den heutigen Volkshochschulen entsprechen. Es waren dies das Volks-
heim – die heutige Volkshochschule – Ottakring, die Wiener Urania und das
Volksheim Margareten in Wien. Für die berufliche Fortbildung entstand ab 1890
eine systematische Gewerbeförderung durch den Staat. Kennzeichen der von
den Vorläufern der Volkshochschulen angebotenen Volksbildung um die Jahr-
hundertwende, zu der auch die „Universitätsausdehnungsbewegung“ zu rech-
nen ist, war das Konzept der Neutralität: Volksbildung wollte sich von Politik
und Weltanschauung fernhalten und nur der objektiven Wissenschaft verpflich-
tet sein (vgl. Filla 2001).

Der Erste Weltkrieg brachte einen gravierenden politischen Einschnitt. An sei-
nem Ende entstand die Republik Deutsch-Österreich, die ab 1919 Österreich
genannt wurde. Die staatliche Förderung der Volksbildung erfolgte durch den
Staatssekretär Otto Glöckel, der in allen Bundesländern so genannte „staatliche
Volksbildungsreferenten“ etablierte. Mit dem autoritären Ständestaat wurde je-
doch ab 1934 die Entwicklung der Volksbildung eingeschränkt. Teilweise war
sie bereits von Nationalsozialisten unterwandert, als 1938 der „Anschluss“ voll-
zogen wurde. Umgehend wurde die Volksbildung arisiert, der Organisation „Kraft
durch Freude“ unterstellt und somit zu einem Teil des „Deutschen Volksbildungs-
werkes“ gemacht. Die bestehenden Einrichtungen der Volksbildung wurden zu
einem Instrument der nationalsozialistischen Herrschaft und Ideologie.

Der Wiederaufbau Österreichs, die Gründung der Zweiten Republik brachten
einen Neubeginn der Volksbildung mit sich. 1945 war Österreich ein Land, das
in vier Besatzungszonen aufgeteilt war. Erst zehn Jahre später, im Jahre 1955,
erlangte Österreich seine staatliche Souveränität wieder. Schon zuvor kam es in
den ersten Nachkriegsjahren zur Gründung zahlreicher Verbände und Einrich-
tungen, die sich der Erwachsenenbildung annahmen. So konstituierte sich z. B.
der „Verband Österreichischer Volkshochschulen“ im Jahre 1950 als Bundesver-
band. Mit der ökonomischen und sozialen Entwicklung, mit der Veränderung
der Freizeit und den Qualifikationserwartungen der Wirtschaft nahm die Bedeu-
tung der Erwachsenenbildung zu. Bildung, die profitbringendes Humankapital
förderte, war zu einem ökonomischen Faktor geworden. Die internationale Ent-
wicklung, die einen Trend zur Betonung des lebenslangen Lernens signalisierte,

2. Historische Entwicklung
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gewann in Österreich Einfluss. Zweifellos hatten auch die Gutachten des Deut-
schen Ausschusses für das Erziehungs- und Bildungswesen „Zur Situation und
Aufgabe der deutschen Erwachsenenbildung“ von 1960, der „Strukturplan“ des
Deutschen Bildungsrates von 1970 sowie der „Bildungsgesamtplan“ der Bund-
Länder-Kommission von 1973 ihre Wirkung auf die Diskussion in Österreich.
Ende der 1960er und Anfang der 1970er Jahre reagierte der österreichische Ge-
setzgeber mit dem Arbeitsmarktförderungsgesetz (1968) und dem Gesetz über
die Förderung der Erwachsenenbildung und des Volksbüchereiwesens (1973)
auf die neu entstandenen Anforderungen an die Erwachsenenbildung. War bislang
die Szene noch von den Nachfolgeinstitutionen der traditionellen Volksbildung
dominiert gewesen, so begann sich nun das Bild zu ändern. Neben der traditio-
nellen Bildungsarbeit etablierten sich mehr und mehr Einrichtungen, die spezi-
ellen Bedarf der Fortbildung, z. B. Sprachen, Betriebsberatung, Kommunikati-
onstraining erfüllten. Es entwickelte sich eine Marktsituation, die für die Gegen-
wart noch kennzeichnend ist.

In Österreich gibt es keine gesetzlich definierte Verpflichtung des Staates, Er-
wachsenenbildung zu finanzieren, sondern nur die gesetzlich bekundete Bereit-
schaft, sie zu fördern. In diesem ordnungspolitisch ungeregelten Raum entfaltete
sich in den letzten Jahren eine schwer überschaubare Vielfalt an Einrichtungen
und Trägern, die teils aus unterschiedlichen Quellen finanziert (Staat, Kirchen,
Gewerkschaften, Kammern, Bundesländer, Gemeinden ...), teils aber auch völ-
lig privatwirtschaftlich organisiert Bildungsangebote für Erwachsene bereitstel-
len.

2.2 Terminologie

Die in Kürze dargestellte historische Entwicklung der österreichischen Erwach-
senenbildung hat in der Verwendung unterschiedlicher Begriffe, die das Lernen
Erwachsener nach einer ersten schulischen und beruflichen Bildungsphase be-
schreiben, Ausdruck gefunden. Die jeweils dominierenden Begriffe repräsentie-
ren auch Konzepte. In der folgenden Übersicht drückt sich der Wandel und die
zunehmende Internationalisierung der österreichischen Erwachsenenbildung aus.

Für die überwiegende Zeit der österreichischen Erwachsenenbildung war Volks-
bildung der entscheidende Begriff. Von staatlicher Seite wurde er 1919 offiziell
im „Regulativ für die Organisation des Volksbildungswesens“ genannt, bei der
Errichtung eines „Volksbildungsamtes“ im Unterrichtsressort sowie bei den damals
neu gegründeten Dienststellen des Bundes „Bundesstaatliche Volksbildungsre-
ferenten“, die in allen Bundesländern mit Ausnahme von Wien und Vorarlberg
eingerichtet worden waren. Treibende Kraft für diese Innovationen war der da-
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malige Unterstaatssekretär für Unterricht, Otto Glöckel (1874–1935). Unmittel-
bar nach dem Zweiten Weltkrieg wurde in Wien ein Amt für Kultur und Volksbil-
dung (Leiter: Viktor Matejka) eingerichtet. In der offiziellen Terminologie wurde
Volksbildung erst Anfang der 1970er Jahre durch den Begriff Erwachsenenbil-
dung abgelöst. Heute wird Volksbildung allenfalls nostalgisch in Diskussionen
eingesetzt, um an eine Tradition zu erinnern, die das Volk als Gegensatz zu den
Herrschenden und Reichen sehen will, oder um das demokratische Moment zu
betonen. Man muss aber auch registrieren, dass bis zur Mitte des vorigen Jahr-
hunderts Volksbildung Kinder, Jugendliche und Erwachsene umfasste. Erst ab
dann und mit der immer stärkeren Institutionalisierung von Schule treten die
Erwachsenen als eigene Adressatengruppe hervor. Mit dem Bezug von Volksbil-
dung auf Erwachsene kristallisierte sich auch der Begriff der Arbeiterbildung
heraus.

Unterschiedliche Einflüsse – bürgerlich-liberale, christliche und proletarisch-so-
ziale – haben die jeweiligen Bildungsbewegungen geprägt. Soziale Hilfe für die
arbeitende Bevölkerung, Aufstieg für Einzelne, Abwehr revolutionärer Gedan-
ken und Gefahren oder kollektiver Widerstand, Erwerb politischen Selbstbewusst-
seins und politischer Handlungsfähigkeit sind einige der Ziele, die sich hinter
dem Begriff Arbeiterbildung verbergen. Auch dieser Begriff ist – nicht nur wegen
seiner weiten Bedeutung – kaum mehr in Verwendung. Er hat sich in gewerk-
schaftliche Bildungsarbeit, betriebliche, innerbetriebliche oder berufsorientierte
Fortbildung aufgelöst und damit sein politisches Potenzial verloren.

Im deutschen Sprachraum kommt der Begriff Erwachsenenbildung durch die
Übersetzung von „Adult Education“ ab 1920 immer mehr in Gebrauch. Für die
österreichische Erwachsenenbildung erfolgt die Begriffsablösung, wie bereits
erwähnt, erst später. Markante terminologische Einschnitte bringt der 1972 er-
folgte Zusammenschluss der zehn wichtigsten Verbände zur „Konferenz der Er-
wachsenenbildung Österreichs (KEBÖ)“ mit sich. Ein anderes Beispiel ist die
1973 gesetzlich verankerte staatliche Förderung, die als Bundesgesetz über die
„Förderung der Erwachsenenbildung und des Volksbüchereiwesens“ festgelegt
wird. In diesen Jahren bekommt Erwachsenenbildung mehr öffentliche und öko-
nomische Bedeutung. Nicht zuletzt infolge der internationalen Aufmerksamkeit
für Erwachsenenbildung werden auch in Österreich Entwicklungsperspektiven
deklariert. Zu den wichtigsten Forderungen, die noch immer aktuell sind, zäh-
len:

• die Anerkennung der Erwachsenenbildung als gleichberechtigter Teil
des Bildungswesens,

• die Intensivierung von Bildungsinformation, Bildungsberatung und Bil-
dungswerbung,

2. Historische Entwicklung
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• eine Verbesserung der finanziellen Bedingungen durch Unterstützung
von Bund, Ländern und Gemeinden,

• der Ausbau des Zertifikatswesens,
• eine Verstärkung der Kooperation zwischen den diversen Verbänden

und Institutionen der Erwachsenenbildung,
• die Verstärkung der Professionalisierung und Forschung auf dem Ge-

biet der Erwachsenenbildung.

Während der Begriff Erwachsenenbildung in Österreich gerade offiziell Fuß gefasst
hatte, wurde durch den Deutschen Bildungsrat (1970) ein neuer Begriff, nämlich
Weiterbildung, propagiert. Die Definition lautete: „Weiterbildung als Fortsetzung
oder Wiederaufnahme früheren organisierten Lernens bildet mit vorschulischen
und schulischen Lernprozessen ein zusammenhängendes Ganzes. Weiterbildung
umfasst Fortbildung, Umschulung und Erwachsenenbildung. Sie ergänzt die her-
kömmlichen geschlossenen Bildungsgänge und setzt sie unter nachschulischen
Bedingungen fort“ (Deutscher Bildungsrat 1970, S. 51). Dieser Begriff, der das
berufsorientierte Lernen betont, gewinnt schnell an Gewicht. Die damit eingelei-
tete „realistische Wende“ wurde auch in Österreich wirksam. Allerdings unter
anderen Voraussetzungen, da hierzulande die allgemeine und die berufsorientierte
Weiterbildung institutionell deutlicher getrennt sind als in Deutschland.

Im österreichischen Sprachgebrauch gibt es zurzeit eine Vielfalt der Begriffe. Die
Begriffe Erwachsenenbildung, Fortbildung, Weiterbildung – will man nicht aus-
drücklich eine jeweils unterschiedliche konzeptionelle Bedeutung hervorheben
– werden synonym verwendet. Allerdings geht mit dem Begriffswandel auch ein
Verlust des bislang an Bildung, besonders an Volksbildung und Erwachsenenbil-
dung, gekoppelten emanzipatorischen Anspruchs vor sich. Inzwischen haben
sich aber, die Vielfalt der Erwachsenenbildung widerspiegelnd, noch weitere
Begriffe etabliert. Besonders privatwirtschaftlich organisierte Unternehmen der
Weiterbildung verwenden zu ihrer Abgrenzung gern den Begriff „Training“. Ihre
Adressat/inn/en nennen sie Trainees, ihre Lehrenden Trainer/innen. Die Angebo-
te liegen in der berufsorientierten Weiterbildung besonders in den Bereichen
Führungskräftetraining, Präsentationstechniken, Moderation, Persönlichkeits- oder
Teamentwicklung. Zusätzlich sind hier Organisationsberatung und Aktivitäten
lernender Organisationen zu nennen.

Dem englischen „Community Development“ entsprechend gibt es in Österreich
die „Gemeinwesenarbeit“. Sie drückt sich in kultureller, historischer oder sozia-
ler Entwicklung einer kleineren sozialen Einheit aus. Auch die Begriffe „Dorfwo-
chen“, „Regionalentwicklung“ oder „Stadtteilarbeit“ kommen dieser Intention
nahe.

2. Historische Entwicklung
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Ein eigener Impuls für die Begriffsverwendung entstand durch die internationa-
len Bemühungen um das lebenslange Lernen. Erste Anregungen durch UNESCO
und OECD Ende der 1960er Jahre hatten bereits den Begriff des „Lifelong Learn-
ing“ oder der „Recurrent Education“ eingeführt. Mit lebenslangem Lernen, mit
einer „Permanent Education“ sollten Chancengleichheit und ein Bürgerrecht auf
Bildung durchgesetzt werden. Alle Argumente in diese Richtung lassen sich auf
zwei Hauptlinien zurückführen: auf den ökonomischen Bedarf nach Qualifikati-
onen und auf die Notwendigkeit, die Demokratie durch gebildete Staatsbürger/
innen zu erhalten. Mit letzterem Argument verbindet sich der Begriff der politi-
schen Bildung, für die in Österreich mit der Einrichtung einer eigenen „Gesell-
schaft für politische Bildung“ gesorgt wurde.

Mit dem Beitritt Österreichs zur Europäischen Union im Januar 1995 wurde der
Begriff des lebenslangen oder lebensbegleitenden Lernens wieder stärker ver-
wendet. Das Jahr 1996 erklärte die Europäische Union zum „Jahr des lebenslan-
gen Lernens“. Seine Proklamation und die parallel dazu erschienene Broschüre
„Die kognitive Gesellschaft“ waren Anlass, die damit verbundenen Fragen und
Problemstellungen stärker an die Öffentlichkeit zu bringen. Überblickt man die
offiziellen Veranstaltungen, die im Laufe dieses Jahres abgehalten wurden, so
zeigt sich ein gleichwertiger Gebrauch der genannten Begriffe. Hinzu kommt,
dass mit der immer stärkeren Verwendung des Englischen auch die entsprechen-
den Ausdrücke wie „Continuing Education“, „Professional Continuing Educati-
on“, „Adult Education“, „Lifelong Learning“, „Training“ wie selbstverständlich
im Sprachgebrauch verwendet werden.

Globalisierung und Internationalisierung bringen aber auch noch eine andere
Konsequenz auf der begrifflichen Ebene mit sich. Verstärkt wird in letzter Zeit
das Thema „Interkulturelle Erwachsenenbildung“ aufgenommen. Dies bezieht
sich dann auf Probleme, die früher unter dem Titel Ausländerpädagogik oder
Flüchtlingsbetreuung abgehandelt wurden. Nicht zuletzt im wissenschaftlichen
Bereich hat sich diese Terminologie ebenfalls durchgesetzt, so z. B. bei Themen,
die „cross-cultural studies in adult education“ betreffen. Ein Begriff, der einige
Zeit von wissenschaftlicher Seite forciert wurde, nämlich „Andragogik“ – im
Gegensatz zur Pädagogik – scheint sich allerdings nicht behaupten zu können.

2. Historische Entwicklung
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3. Rechtliche Grundlagen

So vielfältig, wie sich die Erwachsenenbildung erweist, so vielfältig sind die Grund-
lagen ihrer Finanzierung. Von Seiten der öffentlichen Hand beruht die Finanzie-
rung auf der Basis von Gesetzen.

Gesetz über die Förderung der Erwachsenenbildung und des Volksbüchereiwesens
(1973, Novelle 2000)
Das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur orientiert seine
Bezuschussung der Erwachsenenbildung an diesem Bundesgesetz das am 21.
März 1973 beschlossen wurde. Es war dies das erste Gesetz in Österreich für
den Bereich Erwachsenenbildung. Der Staat verpflichtet sich hiermit, ohne die
Subventionshöhe festzulegen, die Erwachsenenbildung zu fördern. Dies erfolgt
in zweierlei Hinsicht: erstens durch die Förderung von Verbänden und Einrich-
tungen und zweitens durch die Finanzierung staatlicher Einrichtungen.

In dem Gesetz (vgl. Altenhuber 1975, S. 244) werden als Gegenstand der Förde-
rung und als förderungswürdige Aufgaben genannt:

• politische und sozial- und wirtschaftskundliche Bildung,
• berufliche Weiterbildung,
• Vermittlung der Erkenntnisse der Wissenschaften,
• Bildung als Hilfe zur Lebensbewältigung,
• sittliche und religiöse Bildung,
• musische Bildung,
• Nachholung, Fortführung und Erweiterung der Schulbildung,
• Führung von Volksbüchereien,
• Aus- und Fortbildung von Erwachsenenbildnern und Volksbibliothek-

aren,
• Bildungsinformation, Bildungsberatung und Bildungswerbung,
• Veröffentlichungen über die Erwachsenenbildung und das Volksbüche-

reiwesen,
• Errichtung und Erhaltung von wissenschaftlichen Instituten und Durch-

führung wissenschaftlicher Untersuchungen auf dem Gebiet der Erwach-
senenbildung und des Volksbüchereiwesens.

In die Förderung nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind nicht ein-
zubeziehen:

• Pflege des Volksbrauchtums, soweit es sich nicht um Aufgaben auf ge-
samtösterreichischer Ebene oder um internationale Kontakte handelt,



24

• Unterrichtsveranstaltungen von Schulen im Sinne des Privatschulge-
setzes,

• Veranstaltungen der Glaubensverkündigung im Rahmen des Kultus,
• Veranstaltungen, die der Mitgliederwerbung oder der parteipolitischen

Werbung dienen, ferner Bildungsarbeit im Sinne des Bundesgesetzes
vom 9. Juli 1972 (BGBl. Nr. 272) über die Förderung staatsbürgerlicher
Bildungsarbeit im Bereich der politischen Parteien sowie der Publizis-
tik,

• innerbetriebliche Berufsaus- und Berufsfortbildung.

Mit diesem Gesetz können alle Arten von Erwachsenenbildung – allgemeine,
politische und berufsorientierte – gefördert werden sowie Institute, die der Aus-
und Fortbildung von Erwachsenenbildner/inne/n und Volksbibliothekar/inn/en
dienen. Ebenso kann die wissenschaftliche Bearbeitung des gesamten Themen-
spektrums gefördert werden.

Zu den staatlich finanzierten Einrichtungen der Erwachsenenbildung gehören:

• Förderungsstellen des Bundes für Erwachsenenbildung: Sie waren bis
Februar 2004 in allen Bundesländern außer in Vorarlberg und Wien
eingerichtet. In diesen beiden Ländern wurde die Erwachsenenbildung
durch dem Landeshauptmann unterstellte Behörden betreut. Zu den
Aufgaben der Förderungsstellen gehörte laut Gesetz (vgl. Altenhuber
1975, S. 244) „die Besorgung der privatwirtschaftlichen Aufgaben des
Bundes auf dem Gebiet der Erwachsenenbildung im Bereich des be-
treffenden Landes“. Weitere Aufgaben waren:
– die auf dem Gebiet der Erwachsenenbildung tätigen Einrichtungen

und Personen zu informieren und zu beraten,
– Kontakte zwischen den auf dem Gebiet der Erwachsenenbildung

tätigen Einrichtungen und Personen herzustellen,
– Veranstaltungen auf dem Gebiet der Erwachsenenbildung anzure-

gen und zu fördern,
– durch eine Büchereistelle den Volksbüchereien bei der Erstellung

von theoretischen und praktischen Grundlagen für die bibliotheka-
rische Arbeit und bei der Versorgung mit bibliothekarischen Hilfs-
mitteln zu helfen,

– durch die Führung einer Wanderbücherei Orte ohne Volksbüche-
reien zu versorgen und Volksbüchereien bei ihrer Tätigkeit zu un-
terstützen.

3. Rechtliche Grundlagen
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Mit der Novelle des Gesetzes über die Förderung der Erwachsenenbil-
dung und des Volksbüchereiwesens im Jahr 2003 wurden die Förde-
rungsstellen aufgelöst. Die genannten Aufgaben sind an die Bundes-
länder übergegangen. Dort entstehen neue Formen der Verwaltung und
Steuerung. Ein Beispiel für eine neue Organisationsform der unterstüt-
zenden Koordination der Erwachsenenbildung eines Bundeslandes bie-
tet das „Bildungsnetzwerk Steiermark“. Es dient dem Erfahrungsaus-
tausch zwischen den diversen Anbietern sowie der Planung gemeinsa-
mer Maßnahmen und Projekte für die Entwicklung von Weiterbildung
und lebensbegleitendem Lernen. Besonderes Augenmerk liegt zurzeit
auf
– Qualitätsentwicklung,
– institutionenübergreifenden Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen,
– Bildungsinformation und Bildungsberatung.

• Bundesinstitut für Erwachsenenbildung St. Wolfgang: Dieses Institut kann
als Nachfolgeeinrichtung des 1929 in Hubertendorf (Niederösterreich)
entstandenen Volksbildungsheimes angesehen werden. In der jetzigen
Art besteht das Bundesinstitut seit 1956. Es wird durch das Bundesmi-
nisterium für Unterricht und Kulturelle Angelegenheiten verwaltet und
erhalten. Das Institut kooperiert bundesweit mit Einrichtungen der Er-
wachsenenbildung, aber auch mit anderen Bildungsbereichen wie Schu-
len und Universitäten. Zum Programm gehören Veranstaltungen zur
Aus- und Fortbildung von Erwachsenenbildner/inne/n, theoretische und
praxisorientierte Bearbeitungen von Problemstellungen der Erwachse-
nenbildung, Aus- und Fortbildung von Bibliothekaren, methodisch-di-
daktische Seminare, Entwicklung innovativer Aspekte der Erwachse-
nenbildung.

• Abteilungen für Erwachsenenbildung – V/8 und V/10: Diese beiden
Abteilungen des Bundesministeriums Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur sind mit der Betreuung und Verwaltung der einschlägigen Agenden
beauftragt. Die Abteilungen für Erwachsenenbildung waren und sind
unter anderem für die Förderungsstellen in den Bundesländern, für die
finanzielle Förderung der Erwachsenenbildung auf Grund des Förde-
rungsgesetzes sowie für die Kooperation des Staates mit Einrichtungen
der Erwachsenenbildung generell und für die Entwicklung des staatli-
chen Einflusses auf die Erwachsenenbildung zuständig. Außerdem fällt
in diesen Zuständigkeitsbereich die Verwaltung des Bundesinstituts für
Erwachsenenbildung St. Wolfgang.

3. Rechtliche Grundlagen
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Die weiteren Gesetze werden chronologisch angeführt:

• Handelskammergesetz (1946/1983): Es bietet die Basis für die Einrich-
tung von Handelskammern. Bei diesen sind die Wirtschaftsförderungs-
institute der Kammern der gewerblichen Wirtschaft als Abteilungen ein-
gerichtet.

• Schulorganisationsgesetz (1962) und Teilrechtsfähigkeit (1997): In die-
sem Gesetz werden die rechtlichen Grundlagen für alle schulischen
Formen der Erwachsenenbildung angesprochen. Es geht um das Nach-
holen schulischer Bildungsabschlüsse. Besonders interessant ist das
Nachholen der Matura in Sonderformen der Höheren Schule, da sie
eine notwendige Voraussetzung ist, um in die Universität aufgenom-
men zu werden. Die Matura bringt aber auch im öffentlichen Dienst
eine andere Einstufung und Bezahlung. Die Teilrechtsfähigkeit erlaubt
unter anderem das Anbieten von Weiterbildung durch Schulen.

• Arbeitsmarktservicegesetz (1994) (vormals Arbeitsmarktförderungsge-
setz): Auf Grund der Veränderungen am Arbeitsmarkt soll es mit Hilfe
dieses Gesetzes möglich sein, Umschulungen, Höher- und Neuqualifi-
kation sowie berufliche Weiterbildung zu finanzieren. Die Maßnah-
men richten sich an Arbeitnehmer/innen, die im Beruf stehen, und in
den letzten Jahren zunehmend auch an Arbeitslose. Empfänger der
Gelder sind Institutionen wie das Berufsförderungsinstitut, das Wirt-
schaftsförderungsinstitut, aber auch andere Weiterbildungseinrichtun-
gen, die entsprechende Kursmaßnahmen anbieten. Mit dem Arbeits-
marktservicegesetz von 1994 wurde die Arbeitsmarktverwaltung aus
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales ausgegliedert. Infolge-
dessen konstituierte sich das „Arbeitsmarktservice Österreich (AMS)“als
eigenes Dienstleistungsunternehmen. Es ist in Bundes-, Landes- und
Regionalorganisationen gegliedert und bezieht Vertreter/innen von
Wirtschafts- und Arbeiterkammer sowie von Gewerkschaften und In-
dustriellenvereinigung in die Geschäftsführung ein.

• Bundesgesetz über die Förderung politischer Bildungsarbeit und Publi-
zistik (1984), vormals „Bundesgesetz über die Förderung staatsbürger-
licher Bildungsarbeit im Bereich der politischen Parteien sowie der Pu-
blizistik (1972)“. In der Umbenennung des Gesetzes drückt sich der
Wandel im Selbstverständnis von der staatsbürgerlichen zur politischen
Bildung aus. Auf Grund des Gesetzes können sich die im Parlament
vertretenen politischen Parteien Einrichtungen für die Bildungsarbeit

3. Rechtliche Grundlagen
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schaffen. Jede Partei mit mindestens fünf Abgeordneten kann um För-
derung ansuchen. Die entsprechende Bildungseinrichtung ist als Ver-
ein oder Stiftung organisiert. Die Höhe der Finanzierung hängt, bis auf
einen Sockelbetrag, von der Zahl der Abgeordneten ab. Im Parlament
sind derzeit vier Parteien vertreten, die folgende Einrichtungen für ihre
politische Bildungsarbeit gegründet haben:
– Sozialdemokratische Partei – Dr.-Karl-Renner-Institut
– Österreichische Volkspartei – Politische Akademie
– Die Freiheitlichen – Freiheitliches Bildungswerk
– Die Grünen – Die Grüne Bildungswerkstatt
Diese „Politischen Akademien“ dienen den Parteien hauptsächlich als
Serviceeinrichtungen. In ihrer Bildungs- und Schulungsarbeit beziehen
sie sich im Wesentlichen auf ihre Funktionäre als Adressat/inn/en.

• Arbeitsverfassungsgesetz (1974): In Österreich gibt es kein Gesetz, das
allen Arbeitnehmer/inne/n Bildungsurlaub oder -freistellung gewährt.
In einzelnen Berufsgruppen, z. B. Ärzte, Rechtsanwälte, Lehrende an
Universitäten, ist die ständige Weiterbildung als Teil des Berufs zu se-
hen, oder sie ist als Betriebsvereinbarung festgelegt. Eine gesetzliche
Bildungsfreistellung wird durch das Arbeitsverfassungsgesetz von 1974
den Betriebsräten garantiert. In § 118 dieses Gesetzes heißt es: „(1) Je-
des Mitglied des Betriebsrates hat Anspruch auf Freistellung von der
Arbeitsleistung zur Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstal-
tungen bis zum Höchstausmaß von drei Wochen innerhalb einer Funk-
tionsperiode unter Fortzahlung des Entgeltes; in Betrieben, in denen
dauernd weniger als 20 Arbeitnehmer beschäftigt sind, hat jedes Mit-
glied des Betriebsrates Anspruch auf eine solche Freistellung gegen
Entfall des Entgeltes. (2) Die Dauer der Freistellung kann in Ausnahme-
fällen bei Vorliegen eines Interesses an einer besonderen Ausbildung
bis zu fünf Wochen ausgedehnt werden.“

• Studienberechtigungsgesetz (1985): Dieses Gesetz eröffnet die Mög-
lichkeit, die Studienberechtigung für ein bestimmtes Fach nachzuho-
len. Die Prüfung setzt die Vollendung des 22. Lebensjahres sowie eine
erfolgreiche berufliche oder außerberufliche Vorbildung für die beab-
sichtigte Studienrichtung voraus.

• Landwirtschaftsgesetz (1992): Auf der Basis dieses Gesetzes können
Weiterbildung und Beratung in Land- und Forstwirtschaft gefördert
werden. Landesgesetze ermöglichen durch Landwirtschaftskammerge-
setze Maßnahmen der fachlichen Aus- und Weiterbildung sowie die

3. Rechtliche Grundlagen
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Entwicklung der kulturellen Verhältnisse im ländlichen Raum. Um ei-
nen finanziellen Zuschuss durch den Bund zu erhalten, ist ein Landes-
zuschuss für den Förderungswerber in der Höhe von zwei Dritteln des
Bundeszuschusses Voraussetzung.

• Bundesgesetz über Fachhochschul-Studiengänge (1993): Fachhoch-
schul-Studiengänge dienen der wissenschaftlich fundierten Berufsaus-
bildung. Sie sind praxisorientierter als Universitäts-Studien konzipiert.
Voraussetzung zur Aufnahme ist die Matura oder eine einschlägige
berufliche Qualifikation.

• Berufsreifeprüfungsgesetz (1997): Dadurch können die mit der Reife-
prüfung einer höheren Schule verbundenen Berechtigungen erworben
werden.

• Bildungskarenz – Weiterbildungsgeld (1998): Die Bildungskarenz er-
leichtert Arbeitnehmer/inne/n die Teilnahme an beruflicher Aus- und
Fortbildung, ohne das Dienstverhältnis zu lösen. Rechsgrundlage ist
§ 11 Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz (AVRAG).

• Beitragsfreie pauschalierte Aufwandsentschädigungen für Lehrende an
Erwachsenenbildungseinrichtungen (Verordnung 1999): Diese Verord-
nung ermöglicht den Einrichtungen der Erwachsenenbildung eine kos-
tengünstige Beschäftigung ihrer Lehrenden.

• Bestimmung des Bundesinstituts für Erwachsenenbildung St. Wolfgang
(Verordnung 2003): Die Verordnung regelt Organisation und Aufgaben
des Bildungshauses.

• Universitätsgesetz (2002): Als eine Aufgabe der Universität ist festge-
legt, insbesondere für die Fortbildung der Absolventinnen und Absol-
venten zu sorgen.

• Bundesgesetz über die Universität für Weiterbildung (2004): Die Do-
nau-Universität Krems ist damit offiziell die 22. Universität Österreichs,
spezialisiert auf postgraduale Weiterbildung. Daher gelten für die Do-
nau-Universität Krems alle Regelungen des Universitätsgesetzes 2002,
die auf den besonderen Wirkungsbereich „Außerordentliche Studien“
oder „Weiterbildungsstudien“ Anwendung finden.

3. Rechtliche Grundlagen
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Tabelle 2: Erwachsenenbildung – Sektoren und Gesetze

Bundesministerium
für Bildung, Wissenschaft

und Kultur

Bundes-
ministerium
für Arbeit,

Gesundheit
und Soziales

Betriebe,
Parteien

Weiter-
bildungs-

markt

Kultur Sozialarbeit

Konferenz
der EB
Österreichs
(KEBÖ)

Zweiter
Bildungsweg

Bildungs-
information

Schulorgani-
sationsgesetz
(1962)

Gesetz über
die Förderung
der EB (1973)

Universitäre
Weiterbildung

Fortbildung
von Absolvent/
inn/en

Hochschul-
lehrgänge,
-kurse

Studienbe-
rechtigungs-
gesetz (1985)

Universitäts-
gesetz (2002)
Fachhoch-
schulgesetz
(1993)

Weiterqualifi-
kation von
Arbeitnehmer/
innen und
Arbeitslosen

Arbeitsmarkt-
förderungsge-
setz (1968) und
Arbeitsmarkt-
servicegesetz
(1994)

Arbeitsverfas-
sungsgesetz
(1974)

Innerbetrieb-
liche Fortbil-
dung

Politische
Akademien

Bundesgesetz
über die För-
derung der
politischen
Bildungsarbeit
und Publizistik
(1972 u. 1984)

Maturaschulen

Fernlehr-
institute

Sprachschulen

Fortbildungs-
unternehmen

Projekte

Soziale Bewe-
gungen (Frau-
en, Umwelt,
Entwicklungs-
länder …)

Kulturinstitute
(Sprachen,
Reisen …)

Theater

Ausstellungen

Museen

Musikgruppen

Radio

Fernsehen

Lernfeste

Arbeit mit
sozialen
Randgruppen

Arbeitslosig-
keit

Drogen,
Kriminalität,
Alkohol

Analphabe-
tismus

Sektoren

Gesetze
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4. Institutionen

Die Entwicklung der österreichischen Erwachsenenbildung und ihrer Institutio-
nen geht auf unterschiedliche Interessen, Weltanschauungen und politische
Überzeugungen zurück. Ein besonderes Kennzeichen der österreichischen Er-
wachsenenbildung ist die relativ strikte Aufgabentrennung bei den bundeswei-
ten Verbänden. Sie sind entweder fast ausschließlich im allgemeinbildenden oder
im berufsorientierten Bereich tätig. Neun große Verbände, mit Ausnahme der
Wirtschaftsförderungsinstitute als Vereine organisiert, haben sich gemeinsam mit
dem Büchereiverband Österreichs 1972 in der Konferenz der Erwachsenenbil-
dung Österreichs (KEBÖ) zusammengeschlossen. Die Institutionen agieren ös-
terreichweit und gemeinnützig. Diese „freie Arbeitsgemeinschaft“ versteht sich
als unabhängige Einrichtung österreichischer Erwachsenenbildungs-Institutionen.
Unter Wahrung der Selbstständigkeit wollen die einzelnen Institutionen gemein-
same Projekte fördern und gemeinsame Anliegen in der Öffentlichkeit vertreten.

Die Entstehung der KEBÖ begründete sich zum einen im Wunsch der großen
Träger und Verbände der Erwachsenenbildung, in übergreifenden Anliegen ge-
meinsam aufzutreten. Zum anderen gab es Impulse durch das damalige Unter-
richtsministerium, bundesweite Reformen der Erwachsenenbildung einzuleiten.
Kennzeichen der KEBÖ sind Kooperation (die verschiedenen Einrichtungen und
Verbände arbeiten in Projekten zusammen), und Konkurrenz (die Institutionen
konkurrieren bezüglich Teilnehmenden, öffentlichen Fördermitteln, Image und
Lehrenden). Für diese widersprüchliche Situation wurde eine Organisationsform
gefunden, die bislang von allen Beteiligten akzeptiert wird:

„Bewährt hat es sich, dass als Rechtsform kein Verein, sondern eine freie Arbeitsgemein-
schaft gewählt wurde. Damit konnte man sich bürokratischen Aufwand und allfällige Hierar-
chie-Streitigkeiten ersparen. Auf Grund des Rotationsprinzips, wonach jeweils nach einem
Jahr – anfangs nach einem halben Jahr – ein anderer Verband den Vorsitzenden stellt, ist die
Gleichheit der KEBÖ-Mitglieder in der Leitung gewährleistet“ (Altenhuber 2002, S. 20).

Anlässlich des dreißigjährigen Bestehens haben prononcierte Vertreter/innen der
Erwachsenenbildung historische und aktuelle Aspekte der KEBÖ in einem Buch
dokumentiert (Bergauer/Filla/Schmidbauer 2002). Wert gelegt wird auf eine Er-
wachsenenbildung, die vielfältig und unterschiedlich auftritt. Es gilt noch immer
die in der Grundsatzerklärung von 1973 formulierte Absicht (ebd., S. 5): „Der
berechtigte Pluralismus der verschiedenen Einrichtungen im Hinblick auf ihre
Zielstrebungen, Methoden und organisatorischen Strukturen wird von den be-
teiligten Verbänden voll anerkannt. Die KEBÖ kann nicht die Funktion der ein-
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zelnen Verbände ersetzen.“ In Zahlen stellt sich die KEBÖ im Jahr 2004
folgendermaßen dar:

• 4.970 angestellte Mitarbeitende, die großteils dem Verwaltungsdienst
zuzurechnen sind, der Anteil pädagogisch qualifizierten Personals be-
trägt nach Schätzung etwa 600–700 Personen,

• 30.200 ehrenamtliche Mitarbeitende,
• 50.500 Kursleitende, Vortragende und Trainer/innen,
• 175.000 Veranstaltungen pro Jahr,
• etwa 4 Millionen Teilnahmen pro Jahr,
• 1,1 Millionen Benutzer/innen öffentlicher Bibliotheken.

In der folgenden Beschreibung soll auf Grund der in der jeweiligen Institution
überwiegenden Bildungsangebote die Zuteilung zu allgemeinbildenden oder
berufsorientierten Institutionen vorgenommen werden.

Allgemeinbildende Institutionen
• Arbeitsgemeinschaft der Bildungshäuser Österreichs (ARGE),
• Büchereiverband Österreichs (BVÖ),
• Forum Katholischer Erwachsenenbildung,
• Ring Österreichischer Bildungswerke (RÖBW),
• Volkswirtschaftliche Gesellschaft Österreich (VG-Ö),
• Verband Österreichischer Gewerkschaftlicher Bildung (VÖGB),
• Verband Österreichischer Volkshochschulen (VÖV).

Berufsbildende Institutionen
• Berufsförderungsinstitut Österreich (BFI),
• Ländliches Fortbildungsinstitut (LFI),
• Wirtschaftsförderungsinstitut der Wirtschaftskammer Österreich (WIFI).

Natürlich ist die Unterscheidung in allgemeinbildende und berufsbildende Insti-
tutionen nicht ganz trennscharf. So meinen die letzteren, dass man schon in
theoretischer Hinsicht Bildung und Ausbildung nicht trennen kann. Außerdem
finden sich in ihrem Angebot zahlreiche Kurse, die zur allgemeinen Persönlich-
keitsbildung beitragen. Erstere verweisen darauf, dass sie mit ihren Veranstaltun-
gen indirekt, aber auch direkt, z. B. durch Sprachkurse, einen Beitrag zur beruf-
lichen Bildung leisten. Nachfolgend werden die Institute kurz vorgestellt.

Arbeitsgemeinschaft der Bildungshäuser Österreichs – ARGE
Das erste Volksbildungsheim in Österreich wurde 1922 vom Politiker und ka-
tholischen Priester Josef Steinberger in St. Martin bei Graz, das zweite von Leo-
pold Teufelsbauer 1929 in Hubertendorf in Niederösterreich gegründet. Diese

4. Institutionen
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internatsähnlichen Einrichtungen sollten die bäuerliche Bevölkerung inspirie-
ren, in längerfristigen Seminarangeboten traditionelle Werte der katholischen
Kirche und der bäuerlichen Kultur zu erhalten und zu festigen. Negative Einflüs-
se aus dem urbanen Bereich sollten damit abgewehrt werden.

Mit den gesellschaftlichen Veränderungen änderten sich jedoch die Zielsetzun-
gen. Neugründungen von damals so genannten Bildungsheimen, die vor allem
nach dem Zweiten Weltkrieg einsetzten, betonten weniger ihre Schutzfunktion
für den bäuerlichen Raum und gingen von wochen- oder monatelangen Veran-
staltungen zu kurzfristigeren Kursen über. Die „Arbeitsgemeinschaft der Bildungs-
heime“ wurde 1954 gegründet. Als ihre Hauptaufgaben galten:

• Diskussion der gemeinsamen Fragen in der Jugend- und Erwachsenen-
bildung,

• Kooperation bezüglich der Aufgaben der Heime,
• Vertretung gemeinsamer Interessen nach außen,
• Bemühung um finanzielle und ideelle Unterstützung durch öffentliche

und private Einrichtungen.

Die Bildungsheime – heute: Bildungshäuser – stehen für einen eigenen Aufga-
benbereich. Im Gegensatz zu kurzfristigen Kursen bieten sie über einen länge-
ren Zeitraum die Möglichkeit, zu lernen und sich zu bilden. Gemeinsames Le-
ben und Lernen, die Atmosphäre eines Bildungshauses, die gemeinsam erlebte
Verantwortung für Gruppenprozesse bringen einen spezifischen Bildungsertrag.
Ein Kennzeichen der Bildungshäuser ist die hauptberufliche pädagogische Lei-
tung. Da jedes Haus seine „Individualität“ entwickelt hat, ist es nicht sinnvoll,
generalisierende Aussagen zu treffen. Festgehalten werden kann, dass es in den
Bildungshäusern etwa ein Drittel Eigen- und zwei Drittel Gastveranstaltungen
gibt und dass der Trend zu kürzeren Kursen anhält. Die etwa 10.000 Veranstal-
tungen (34 Prozent davon sind Eigenveranstaltungen) im Jahr 2003 wurden von
237.000 Teilnehmenden mit 91.000 Übernachtungen besucht. Zurzeit sind 18
Bildungshäuser mit 260 hauptamtlichen Mitarbeitenden an der Arbeitsgemein-
schaft beteiligt. Der Großteil der Häuser befindet sich in kirchlicher Trägerschaft.
Aber auch Länder und öffentlich-rechtliche Körperschaften fungieren als Träger.
Ein einziges Bildungshaus, das Bundesinstitut für Erwachsenenbildung St. Wolf-
gang, wird von der Republik Österreich getragen.

Weitere Informationen: www.arge-bildungshaeuser.at

4. Institutionen
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Büchereiverband Österreichs – BVÖ
In diesem Dachverband, der 1948 gegründet wurde, sind die etwa 2.500 öffent-
lichen Büchereien ebenso vereinigt wie die Büchereiabteilung des Österreich-
ischen Gewerkschaftsbundes und das Österreichische Bibliothekswerk. Die öf-
fentlichen Büchereien befinden sich von ihrer Funktion her gesehen in einem
Wandel. Sie haben in den letzten Jahren verstärkt die Rolle von Kommunikati-
onszentren übernommen. Öffentliche Bibliotheken streben den Ausbau zu mo-
dernen Lernorten und die strategische Partnerschaft mit anderen Bildungsein-
richtungen an. Präsentation von Literatur, Konzerte, Veranstaltungen oder Dis-
kussionsabende ergänzen die ursprüngliche Aufgabe des Bücherverleihs. Gemäß
aktueller Statistik waren 2003 etwa 10.000 Personen im Büchereiverband be-
schäftigt – davon 784 hauptberuflich, 1.634 nebenberuflich und 7.991 ehren-
amtlich. Etwa 18 Millionen Entlehnungen von Büchern und Medien fanden in
diesem Jahr statt, das entspricht etwa 1,1 Millionen Leser/inne/n.

Weitere Informationen: www.bvoe.at

Forum Katholischer Erwachsenenbildung
Das Forum umfasst über 60 katholische Institutionen, zu deren Haupttätigkeit
Erwachsenenbildung gehört. Grundlage aller Bildungstätigkeit ist ein christli-
ches Menschenbild. Erreicht werden soll die Entfaltung des einzelnen Menschen,
in Hinblick auf seine Freiheit und Fähigkeit, Verantwortung zum Aufbau einer
menschenwürdigen Gesellschaft zu übernehmen. Die im Arbeitsjahr 2003 durch-
geführten 34.000 Veranstaltungen, überwiegend kurze Angebote zwischen ei-
ner und vier Stunden, brachten rund eine Million Teilnahmen. 7.400 betreuende
Mitarbeitende sind ehrenamtlich tätig, 534 hauptberuflich. Die Finanzierung
erfolgt zur Hälfte durch kirchliche und zu 17 Prozent durch öffentliche Mittel
und Sponsoren. Das restliche Drittel finanziert sich durch Beiträge der Teilneh-
menden.

Weitere Informationen: www.weiterwissen.at

Ring Österreichischer Bildungswerke – RÖBW
Der Ring Österreichischer Bildungswerke wurde 1955 als Verein auf Bundese-
bene gegründet. Er repräsentiert drei Verbände: den Verband Österreichischer
Bildungswerke, die Arbeitsgemeinschaft Katholischer Bildungswerke Österreichs
und die Arbeitsgemeinschaft Evangelischer Bildungswerke Österreichs. Mit den
von ihnen initiierten Bildungsprozessen wollen die Bildungswerke die Alltagser-
fahrungen der Menschen aufgreifen, lokale und regionale Lernbedürfnisse un-

4. Institutionen



34

terstützen und das Engagement für Gesellschaft und Gemeinschaft fördern. Ver-
mittelt wird allgemeine und kompetenzorientierte Erwachsenenbildung. Den
Bildungswerken geht es um lebendige Bildung und Kultur in Gemeinden und
Regionen: Gestaltung des Gemeinwesens, Entwicklung der Persönlichkeit, Er-
werb von Kompetenzen. Die Bildungsarbeit berücksichtigt soziale und indivi-
duelle Entwicklungsprozesse ebenso wie politische und künstlerische, ökologi-
sche und ökonomische. Leitbilder sind die lernende Gemeinde und die lernen-
de Region.

1960 wurde in Salzburg ein „Institut für Erwachsenenbildung“ gegründet, das
die Arbeit des „Rings“ durch theoretische und praxisorientierte Tätigkeiten un-
terstützt. Seit 1999 ist dieses Institut in St. Pölten lokalisiert. Die Arbeit der rund
1.000 örtlichen Bildungswerke wird von knapp 6.000 Mitarbeitenden getragen,
die ehrenamtlich tätig sind. Weiteren 3.800 Seminarleitenden und Referent/inn/
en stehen 90 hauptamtlich beschäftigte Mitarbeitende gegenüber. In den 1.000
örtlichen Bildungswerken wurden im Arbeitsjahr 2003 etwa 17.000 Veranstal-
tungen mit rund 980.000 Teilnahmen registriert. Die Finanzierung der Bildungs-
werke erfolgt durch die Kirchen, sofern sie Träger sind, sowie durch Bund, Län-
der und Gemeinden. Weitere Geldmittel werden durch Teilnahmegebühren und
Sponsoren eingebracht.

Weitere Informationen: http://members.telering.at/bildungswerke

Volkswirtschaftliche Gesellschaft Österreich – VG-Ö
Die Volkswirtschaftliche Gesellschaft fungiert seit 1958 als Dachverband für die
Landesgesellschaften. Sie wollen insbesonders zu Themen der Wirtschaft und
Gesellschaftspolitik Veranstaltungen abhalten. Nach der Devise „Job-fit werden
– Job-fit bleiben“ sind die Bildungsangebote besonders an den Schnittstellen
und Übergängen von Bildungswesen und Berufswelt angesiedelt. Es handelt sich
dabei um Seminare, Workshops, Kurse, aber auch um regionale und europäi-
sche Bildungsprojekte. Innovative Bildungsangebote für Mitarbeitende und Un-
ternehmen werden entwickelt, Berufsorientierung und Bildungsinformation ge-
boten, lebenslanges Lernen und unternehmerisches Denken in Wirtschaft und
Gesellschaft gefördert.

Weitere Informationen: www.vwg.at
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Verband Österreichischer Gewerkschaftlicher Bildung – VÖGB
Die Schulungs- und Bildungshäuser sind Einrichtungen der Arbeiterkammern
und der Gewerkschaften. Die Zielsetzung ihrer Bildungstätigkeit liegt darin,
Angebote für Mitglieder, Funktionsträger/innen und Mitarbeitende der Arbeit-
nehmerorganisationen durchzuführen. Die Schulungs- und Bildungshäuser ver-
stehen sich als verzweigtes Netz von Kooperationsfeldern. Dadurch werden Bil-
dungsmaßnahmen erfasst, die vom Österreichischen Gewerkschaftsbund, den
Gewerkschaften und den Arbeiterkammern alleine oder in Kooperation durch-
geführt werden. Zu den allgemeinen Bildungszielen gehört es, Sachkompetenz
zu vermitteln, strategische Fähigkeiten zu entwickeln, zukunftsorientiertes Den-
ken anzuregen sowie soziale und kommunikative Kompetenz zu fördern. Der
Jahresbericht 1995 erläutert die thematischen Schwerpunkte der Bildungsange-
bote: „Die inhaltliche Bandbreite reicht von Themen zu (aktuellen) politischen,
rechtlichen und gesellschaftlichen Fragen über Bewusstmachung des Standorts
der Arbeitnehmer/innen und Fragen zu Arbeitnehmer/innen-Organisationen bis
hin zur Chancengleichheit von Frauen und Politischen Bildung. Verhandlungs-
training, Moderation von Planungsprozessen, Konfliktbewältigung sowie Frei-
zeitangebote (Sport – Kreativität – Lebensqualität) und bildungs- und kulturpoli-
tische Initiativen stellen weitere Schwerpunkte der Bildungsmaßnahmen dar.“
1995 waren gemäß der zehnten KEBÖ-Statistik 22 Häuser im Verband organi-
siert. Am Zustandekommen von über 4.000 Veranstaltungen beteiligten sich rund
2.000 Personen: 22 davon hauptberuflich, 1.500 nebenberuflich und 500 eh-
renamtlich. Knapp 156.000 Teilnahmen wurden registriert. Im Arbeitsjahr 2003
umfasst der VÖGB 20 Mitgliedsverbände. Etwa 2.300 Trainer/innen und Semi-
narleitende boten ungefähr 12.000 Seminare an, bei denen etwa 250.000 Teil-
nahmen gezählt wurden.

Weitere Informationen: www.voegb.at

Verband Österreichischer Volkshochschulen – VÖV
Die ersten Institutionen der Volkshochschulen wurden um die Wende zum 20.
Jahrhundert in Wien eingerichtet. Es waren dies das Volksheim in Wien-Ottak-
ring, die Wiener Urania in der Innenstadt und das Volksheim Margareten. 1950
wurde der „Verband Österreichischer Volkshochschulen“ als bundesweiter Ver-
ein, dem neun Landesverbände angehören, gegründet. Insgesamt gibt es derzeit
knapp 300 Volkshochschuleinrichtungen in ganz Österreich. Eine im Jahre 1994
formulierte „Empfehlung zur Gestaltung der Bildungsarbeit an Volkshochschu-
len“ beinhaltet folgendes Selbstverständnis: „Die Volkshochschule ist eine Er-
wachsenenbildungseinrichtung, die Bildungsanlässe durch öffentliche Angebo-
te organisierten Lernens setzt, Bildungsprozesse professionell in Gang bringt,
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unterstützt und begleitet. Sie versteht sich als eine der Demokratie verpflichtete,
weltanschaulich an die Menschenrechte gebundene, von politischen Parteien
unabhängige Bildungseinrichtung.“

Ziel ist es, neben einem regionalen Kernangebot ein einheitliches Grundange-
bot als „Standard“ für die interessierte Bevölkerung anzubieten. Zu diesem Grund-
angebot, von dem auch eine kleine Volkshochschule zumindest je eine Veran-
staltung anbieten soll, gehören:

• Sprachen,
• Kreativität,
• Gesundheit,
• Fragen des täglichen Lebens,
• Politische Bildung.

Als Träger der Volkshochschulen fungieren Vereine, Gemeinden und Kammern
für Arbeiter und Angestellte. Etwa 74 Prozent der Volkshochschulen werden von
Vereinen, 20 Prozent von Kommunen und nur mehr 0,4 Prozent (Volkshoch-
schule in Vorarlberg) von Arbeiterkammern getragen. Finanziert werden die Volks-
hochschulen durch Bund, Länder, Gemeinden, Arbeiterkammer und Gewerk-
schaft sowie durch Teilnehmerbeiträge. Der Anteil der Bundessubvention an den
Gesamteinnahmen der Volkshochschulen beträgt etwa 4 Prozent. In Österreich
gibt es keine gesetzliche Grundlage, die die öffentliche Hand verpflichtet, für
eine gewisse „Grundausstattung“ an Weiterbildung Sorge zu tragen. Die Volks-
hochschulen sind daher auf ihre Überzeugungskraft angewiesen, um von Bund,
Ländern oder Gemeinden entsprechende finanzielle Unterstützung zu bekom-
men. Wie aus der „Strukturanalyse 1995“ der österreichischen Volkshochschu-
len hervorgeht, nimmt die Zahl der Ganztagsvolkshochschulen zu. Ungefähr
ein Viertel aller Einrichtungen bietet nicht nur am Abend, sondern auch wäh-
rend des Tages Veranstaltungen an. Der Trend zu „eigenen“ Lokalitäten hält an –
immerhin sind aber noch etwa 70 Prozent der Kursorte Schulen. Die „Struktura-
nalyse 2000“ (Löderer 2000) bestätigt diese Situation. Schulen als Kursort wer-
den wohl wegen der gestiegenen Schulraummieten nur mehr zu 62,4 Prozent
als Kursort genutzt.

Die vom Verband Österreichischer Volkshochschulen unterstützte Professiona-
lisierung der Bildungsarbeit zeigt sich in der steigenden Zahl hauptberuflicher
Leitender und Mitarbeitender in den Einrichtungen. Der prozentuale Anteil von
Frauen in diesen Funktionen ist im Steigen begriffen. Etwa die Hälfte der neben-
beruflichen Leitenden sind in ihrem Hauptberuf als Lehrer/innen tätig. Dieser
Trend verstärkt sich. Bei den Leitungsaufgaben wird in der „Strukturanalyse 2000“
ein Trend zur „Doppelleitung“ festgestellt. Um den Anforderungen eines profes-

4. Institutionen



37

sionellen Managements gerecht zu werden und ein attraktives Angebot für zu-
nehmend anspruchsvolleres Publikum zu garantieren, werden Leitungsfunktio-
nen differenziert und von zwei Personen übernommen (vgl. Löderer 2000, S. 12).
Der Trend zur hauptberuflich geleiteten Volkshochschule setzt sich fort: Im Jahr
2000 lag der Anteil bei 16,6 Prozent. Zu 53,9 Prozent werden Volkshochschu-
len nebenberuflich und zu 28,9 Prozent ehrenamtlich geleitet. Der steigende
Anteil weiblicher Leitungskräfte liegt derzeit bei 40,3 Prozent. In Hinblick auf
die Berufstätigkeit kommen die Volkshochschulleitenden im Jahr 2000 zu gut 45
Prozent aus dem Schulbereich und zu 30 Prozent aus dem Angestelltensektor;
über 12 Prozent geben Hausfrau als Tätigkeit an.

Im Arbeitsjahr 1993/94 wurden 37.905 Kurse angeboten, die eine Teilnahme-
zahl (nicht Teilnehmendenzahl, da Mehrfachbelegungen) von 484.479 mit sich
brachte. Dazu kommen noch etwa 10.000 Einzelveranstaltungen mit etwa einer
Million Besucher/innen. Im Kursjahr 2002/03 wurden 45.727 Kurse mit 469.149
Teilnahmen registriert. Dies ergibt eine durchschnittliche Teilnahmezahl von etwa
zehn Personen pro Kurs. Der Frauenanteil an der Kursteilnahme beträgt 76,6
Prozent. Die höchste Teilnahme findet sich in den Fachbereichen „Gesundheit
und Bewegung“ mit 33 Prozent, „Sprachen“ mit 27,3 Prozent sowie „Kreativität
und Gestalten“ mit 16,8 Prozent. Der Anteil des Fachbereichs „Berufliche und
berufsorientierte Bildung“ beträgt 9,1 Prozent.

In enger Kooperation mit dem Verband Wiener Volkshochschulen steht das „Jü-
dische Institut für Erwachsenenbildung“. Es wurde 1989 eingerichtet und bietet
Veranstaltungen zu den Themen Geschichte, Kultur und Religion des Judentums
an. 1987 wurde der Verein „Geschichte der Volkshochschulen“ gegründet. Er
hat unter anderem die Aufgabe, ein Archiv zu führen, das „Österreichische Volks-
hochschularchiv“, sowie Veröffentlichungen und Forschungen zur Geschichte
der Volkshochschulen anzuregen und durchzuführen.

Weitere Informationen: www.vhs.or.at

Berufsförderungsinstitut – BFI
Das Berufsförderungsinstitut wurde 1959 gegründet. Träger sind die Kammern
für Arbeiter und Angestellte und der Österreichische Gewerkschaftsbund. Das
BFI versteht sich als größte Einrichtung der beruflichen Weiterbildung auf Ar-
beitnehmerseite. Mit berufsorientierten Angeboten soll die berufliche Mobilität
erhöht und eine gesicherte Qualifizierung erreicht werden. Kursmaßnahmen
versuchen, den individuellen Bedürfnissen der Teilnehmenden gerecht zu wer-
den und die Situation des regionalen Arbeitsmarkts zu berücksichtigen. Beson-
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deren Nachdruck legt das Berufsförderungsinstitut auf die Schulung von Perso-
nen, die von Arbeitslosigkeit betroffen oder bedroht sind. Aus Statistiken der
Arbeitsberichte lässt sich erkennen, dass die Zahl der angebotenen Veranstal-
tungen von knapp 5.000 im Jahr 1991 auf über 14.000 im Jahr 2003 gestiegen
ist. Das bedeutet auch ein Anwachsen der Teilnahmen von ca. 66.000 auf ca.
161.000. Etwa 75 Prozent der Finanzierung des BFI werden über Beiträge des
Arbeitsmarktservices abgegolten. Neben ungefähr 1.500 Angestellten sind noch
5.700 Honorarkräfte in der Kursbetreuung tätig. Um möglichst effizient weiter-
zubilden, werden viele Kursmaßnahmen in Form von Modulen angeboten. Ge-
mäß einschlägigen Arbeitserfahrungen und Vorkenntnissen können dadurch ein
persönlicher Lernplan und individualisierte Bildungsmaßnahmen erstellt wer-
den. Das BFI ist bestrebt, die Qualität des Angebots durch höherwertige Ausbil-
dungen mit international anerkannten Abschlüssen zu steigern. Zertifizierung
von Kompetenzen sowie Einsatz moderner Lerntechnologien und Lehrmetho-
den sollen die Rahmenbedingungen für effektives und individuelles Lernen er-
höhen. Als größte derartige österreichische Einrichtung wird das „Berufliche Bil-
dungs- und Rehabilitationszentrum Linz“ betreut.

Weitere Informationen: www.bfi.at/

Ländliches Fortbildungsinstitut – LFI
Das Ländliche Fortbildungsinstitut hat sich 1972 als Verein konstituiert. Es ist
das Bildungsunternehmen der Landwirtschaftskammer. Hauptintention ist es,
durch berufsorientierte Bildungsangebote in der Land- und Forstwirtschaft sowie
in der ländlichen Hauswirtschaft zu wirken. Das Bildungsverständnis des Insti-
tuts lautet: „Das Ländliche Fortbildungsinstitut versteht seine Tätigkeit als Hilfe
zur Bewältigung der kulturellen, sozialen und ökonomischen Veränderungen im
ländlichen Raum“ (Ländliches Fortbildungsinstitut 1992, S. 3). Zu den Aufgaben
des Fortbildungsinstituts gehört es, ein zeitgemäßes Bildungsangebot für die
Menschen im ländlichen Raum – vor allem für die bäuerliche Bevölkerung – zu
gestalten. Bildung und Öffentlichkeitsarbeit sind gerade in einer Zeit, in der sich
die Anforderungen an die Landwirtschaft stark verändern, sehr wichtig. „Eine
bäuerliche Bildungsstrategie muss diese gemeinsame Verantwortung von Bau-
ern und Städtern für Umwelt und Lebensraum bewusst machen. Dies nicht nur
im bäuerlichen Bereich, sondern weit darüber hinaus durch aktives Ansprechen
der Konsumenten durch Bildung und Öffentlichkeitsarbeit“ (a. a. O. 1992, S. 13).
Im Arbeitsjahr 2003 wurde die Bildungstätigkeit von 2.400 nebenberuflichen
und freien sowie von 123 hauptberuflichen Mitarbeitenden durchgeführt. Bei
den knapp 13.000 Veranstaltungen wurden etwa 300.000 Teilnahmen gezählt.
Der überwiegende Teil des Bildungsangebots fällt unter die Kategorie Kurzver-
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anstaltungen. Die Finanzierung des LFI erfolgt durch Förderungen aus Bundes-
mitteln, durch Mitgliedsbeiträge vor allem der Landes-Landwirtschaftskammern
und durch Teilnehmerbeiträge für Veranstaltungen.

Weitere Informationen: lfi@pklwk.at

Wirtschaftsförderungsinstitute der Wirtschaftskammer Österreich – WIFI
Die Wirtschaftsförderungsinstitute verstehen sich als Nachfolgeeinrichtungen der
Gewerbeförderungsinstitute. Letztere wurden Ende des 19. Jahrhunderts gegrün-
det. Aus dem Handelskammergesetz von 1946 ergibt sich der Auftrag der Wirt-
schaftsförderungsinstitute, die sich speziell der beruflichen Weiterbildung wid-
men. Zu den Einrichtungen in den einzelnen Bundesländern ist das „Hernstein
Institut für Unternehmensführung“, eine international bekannte Einrichtung der
Managerschulung, hinzuzuzählen. Im Arbeitsjahr 2003 waren in den Wirtschafts-
förderungsinstituten etwa 500 Personen, davon 120 Produktmanager/innen, tä-
tig. 9.000 Trainer/innen und Lehrbeauftragte boten etwa 25.000 Veranstaltun-
gen an. 30.000 Teilnahmen wurden registriert.
Zu den Hauptzielen der Wirtschaftsförderungsinstitute gehören:

• berufliche Qualifizierung für alle in der Wirtschaft Tätigen,
• Angebote für Fachorganisationen und Branchen,
• flächendeckende Versorgung von Unternehmen mit notwendigem Qua-

lifizierungsangebot.

Künftig sollen Angebote im postsekundären und tertiären Sektor ausgebaut, ös-
terreichische Unternehmen in internationale Zielmärkte begleitet und die Ko-
operation mit nationalen und internationalen Partnern erweitert werden.

Weitere Informationen: www.wifi.at
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5. Finanzierung

1996, im „Jahr des Lebenslangen Lernens“ der Europäischen Union, wurde vom
Wirtschaftsministerium eine Broschüre veröffentlicht, die sich mit der berufli-
chen Weiterbildung befasst. Darin wird eine gängige Sichtweise der Gründe
dargeboten, warum Weiterbildung und lebenslanges Lernen notwendig sind:

„Österreichs Wirtschaft steht vor der größten Herausforderung seit 1945. Die Teilnahme am
EU-Binnenmarkt und die Ostöffnung eröffnen den Betrieben und ihren Beschäftigten zwar
erhebliche Chancen. Es gibt aber auch Risiken: So erhöhen etwa die niedrigen Lohnkosten in
Osteuropa den Druck auf die Arbeitsplatzsicherheit in Österreich. Zugleich schreitet welt-
weit der technologische Fortschritt mit immer größerer Geschwindigkeit voran. Die Produkt-
zyklen werden kürzer, die technologischen Herstellungsverfahren komplizierter. Durch tech-
nische Neuerungen werden Rationalisierungsmöglichkeiten immer größer. Der Weg in die
Telekommunikationsgesellschaft verlangt spezielle Fähigkeiten im Umgang mit Information.
Und nicht zuletzt fordert der Eintritt Österreichs in den EU-Binnenmarkt mehr Qualitätssiche-
rung, will Österreich nicht zum Billiglohnland werden. Gefragt ist aber auch mehr Internatio-
nalität, also Sprachkenntnisse und erhöhte Mobilität. Konsequenz: Wer künftig nicht ständig
ernsthaft versucht, sein Wissen auf dem jeweils letzten Stand zu halten, verliert dramatisch
an Wettbewerbsfähigkeit. Lernen für’s Leben, lebenslang lernen – das gilt gleichermaßen für
alle Betriebe wie für jeden einzelnen Arbeitnehmer“ (Bundesministerium für wirtschaftliche
Angelegenheiten 1996, S. 6).

Bezüglich ihrer Bedeutung und Wirkung in Wirtschaft und Gesellschaft werden
der beruflichen Weiterbildung vier Funktionen zugeschrieben:

• Verbesserung individueller Chancen,
• Erhöhung und Absicherung der Konkurrenzfähigkeit von Betrieben,
• Verringerung der Arbeitslosigkeit durch verbesserte Vermittlungschan-

cen der Arbeitnehmer/innen,
• Attraktivität des Wirtschaftsstandortes wegen des Qualifikationsniveaus.

Mit dem steigenden durchschnittlichen Lebensalter und der sinkenden Gebur-
tenrate wird die Weiterqualifikation auch deshalb notwendig, weil künftig immer
weniger junge Arbeitskräfte in den Arbeitsmarkt gelangen werden.

Folgt man diesen Begründungen für Weiterbildung, so stellt sich bald die Frage,
wer den finanziellen Aufwand bestreiten soll. Diesbezüglich liegen aber keine
klaren Aussagen oder Erhebungen vor. Auf Grund vorhandener Unterlagen kann
allenfalls von Schätzungen oder Hochrechnungen ausgegangen werden. Eine
von der Unternehmensberatung Niki Harramach im Jahr 1997 angestellte Be-
rechnung nennt 1,09 Milliarden Euro, eine von der Industriellenvereinigung in
Auftrag gegebene Studie 360 Millionen Euro als Kosten der Weiterbildung für
österreichische Unternehmen. Von der zuletzt genannten Zahl ausgehend ergibt
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das durchschnittliche Direktkosten der Betriebe von etwa 305 Euro pro Arbeit-
nehmer/in (In: Der Standard, 07.03.1997, S. 14). Eine aktuelle Studie „Weiter-
bildung in Österreich im europäischen Vergleich“ liegt durch das „3s-Institut für
Unternehmensberatung“ vor. Demnach liegen die Investitionen der Unterneh-
men, inklusive indirekter Kosten (etwa 346 Millionen Euro) bei 850 Millionen
Euro. Bei einer Beteiligung von 31 Prozent aller Beschäftigten entspricht dies im
Durchschnitt 1.212 Euro pro Teilnehmer/in. Der Anteil der Weiterbildungskos-
ten am gesamten Personalaufwand beträgt 1,3 Prozent. Hinsichtlich der Auf-
wendungen für Weiterbildung steht Österreich damit an drittletzter Stelle im
europäischen Vergleich (EU-15). Branchenspezifisch nehmen etwa die Hälfte
der Arbeitnehmer/innen im Versicherungs- und Kreditwesen, aber nur etwa 16
Prozent im Gastgewerbe und in der Textilindustrie mindestens einmal pro Jahr
an betrieblicher Weiterbildung teil.

Hauptintention von Unternehmern ist es, Weiterbildung an künftige fachliche
Erfordernisse anzupassen und Defizite bei den Qualifikationen der Mitarbeiten-
den zu beheben. Dies entspricht vor allem dem Interesse kleinerer Unterneh-
men, solche mit über 500 Mitarbeitenden legen mehr Nachdruck auf Weiterbil-
dung der Persönlichkeit und Qualifizierung für den beruflichen Aufstieg.

Ein älteres Beispiel stammt aus einer Untersuchung im Jahre 1995 durch das
Wirtschaftsforschungsinstitut der Bundeswirtschaftskammer (WIFI). Dabei gaben
44 Prozent der Teilnehmenden an, dass sie selbst für die Teilnahmegebühren
aufkommen, für 42 Prozent tat es der Betrieb. Die restlichen 14 Prozent vertei-
len sich auf Zahlungen, die sich Betrieb und Teilnehmende teilen oder die vom
Arbeitsamt übernommen werden. Interessant ist dabei ein geschlechtsspezifi-
scher Unterschied: Bei Männern werden in höherem Ausmaß als bei Frauen die
Kosten durch den Arbeitgeber übernommen.

Insgesamt sind die Kosten für die berufliche Weiterbildung, nicht zuletzt durch
die Angebote am „freien“ Weiterbildungsmarkt, in den letzten Jahren stark ge-
stiegen. Die vom Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten her-
ausgegebene Broschüre „Lernen für’s Leben – lebenslang lernen“ vertritt bezüg-
lich der Finanzierung von beruflicher Weiterbildung einen klaren Standpunkt:

„Insgesamt legen die Zahlen den Schluss nahe, dass die Unternehmen kräftig und in zuneh-
mendem Maß in den Bereich der beruflichen Weiterbildung investieren. Da Bildungsinvesti-
tionen auch für die Zukunft des einzelnen Arbeitnehmers bedeutsam sind, erscheint der Kos-
tenanteil, den die Schulungsteilnehmer übernehmen, generell als zumutbar und gerechtfer-
tigt. Angesichts der bevorstehenden Herausforderungen dürfte es sogar eher angezeigt sein,
das Prinzip des ‚Bildungs-Selbstbehalts’ weiter zu fördern. Dass Bildung als wertvolles Kul-
turgut etwas kostet, sollte nicht aus dem Bewusstsein gestrichen werden“ (Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Angelegenheiten 1996, S. 15).
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Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft fördert von ihm anerkann-
te Veranstalter von Lehrgängen oder Praktika, die der Verbesserung der landwirt-
schaftlichen beruflichen Qualifikationen dienen. Geförderte Personalkosten sind
an den Nachweis einer pädagogischen Ausbildung an der landwirtschaftlichen
berufspädagogischen Akademie gebunden.

Das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur finanziert die
Erwachsenenbildung auf der Basis des schon erwähnten Gesetzes über die
Förderung der Erwachsenenbildung von 1973. Das Weiterbildungsbudget für
das Jahr 1997 betrug 12,4 Millionen Euro. Hinzu kam die Finanzierung von
Schulen des Zweiten Bildungsweges in einer Höhe von etwa 58 Millionen
Euro. Für die Budgetjahre 2004/05 beträgt der vom Ministerium für die Förde-
rung der Erwachsenenbildung vorgesehene Betrag je 11,7 Millionen Euro. Für
Schulen für Berufstätige sind etwa 100 Millionen Euro vorgesehen. Ebenfalls
durch das Bundesministerium erfolgen die Finanzierung der Fachhochschulen
sowie der Studienberechtigungsprüfung, der universitären Weiterbildung und
diverser wissenschaftlicher Institute, die sich mit Weiterbildung beschäftigen.

Der finanziell größte Anteil für beruflich qualifizierende Fortbildungsmaßnah-
men kommt vom Arbeitsmarktservice. Im Jahr 2003 stand für die Förderung
von 253.133 Personen ein Gesamtbudget von 691,77 Millionen Euro (davon 8
Prozent aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds) zur Verfügung. Etwa 65
Prozent der Summe wurden für Qualifizierungsmaßnahmen ausgegeben. In
diesem Zusammenhang sind die Arbeitsstiftungen zu erwähnen. Sie wollen
Personen, deren Arbeitsplatz auf Grund der Umstrukturierung oder Schließung
von Betrieben gefährdet oder verloren gegangen ist, durch Qualifizierungen
eine Chance auf einen neuen Arbeitsplatz schaffen. Die Arbeitsstiftungen wer-
den von Unternehmen, Arbeitnehmer/inne/n sowie Land und Gemeinden fi-
nanziert.

Die Finanzierung der Erwachsenenbildung kann am besten als Mischfinanzie-
rung bezeichnet werden: Bund, Länder, Gemeinden, öffentliche Körperschaf-
ten, Teilnehmende und Sponsoren tragen dazu bei. Die Frage ist nur, welche
Gruppe welchen Anteil beitragen soll. Zweifellos ist Bildung in den letzten
Jahren zu einem „kost“-baren Gut geworden, das für die Teilnehmenden immer
teurer wird. Im Rahmen der aktuellen Sozialdebatte kommt es daher laufend
zu Berechnungen und Argumentationen, wer vom staatlich finanzierten Schul-
und Universitätssystem mehr oder weniger profitiert. In derartigen Diskussio-
nen wird auch immer wieder angesprochen, ob nicht eine Umverteilung staat-
licher finanzieller Mittel von der Erstausbildung zur Weiterbildung erfolgen
soll.

5. Finanzierung
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Auffällig ist, dass die finanziellen Erwägungen und Erwartungen in erster Linie
von Vertretern der beruflichen Weiterbildung geäußert werden. Im Nachklang
zum Jahr des „Lebenslangen Lernens“ haben zum Beispiel Vertreter der Wirt-
schaftskammer höhere Beiträge von Bund und Ländern für die berufliche Wei-
terbildung gefordert. Nach dem Modell eines „Weiterbildungskontos“ sollen
für jede Person, die sich beruflich weiterbilden will, pro Jahr 300 Euro zur
Verfügung stehen (vgl.: Der Standard, 25.01.1997). Seitens der KEBÖ werden
zur Strukturförderung und zum Ausbau eines flächendeckenden Angebots von
Bund und Ländern pro Jahr 100 bis 140 Millionen Euro für die österreichische
Erwachsenenbildung gefordert (vgl. Bergauer/Filla/Schmidbauer 2002).

Im Rahmen der beruflichen Fortbildung besteht der Anreiz oft darin, dass eine
absolvierte Fortbildung für das Erreichen einer besser bezahlten Funktion vor-
ausgesetzt wird. Insofern kann der Beitrag der Teilnehmenden als eine Art
Investition angesehen werden. Die von den Betrieben investierten Beiträge für
Weiterbildung rechnen sich durch erhöhte Produktivität, verbesserte Chancen
im nationalen und internationalen Wettbewerb und im Profit aus qualitativ
hochwertiger Arbeit. Weiterbildung wird aber auch vom Staat honoriert. Ver-
anstaltungen und Fachliteratur, die der Fortbildung dienen, können laut Ein-
kommensteuergesetz, wenn sie bisherige Berufskenntnisse und -fähigkeiten
verbessern, als Werbungskosten berücksichtigt werden. Seit 2003 können Be-
rufstätige die Kosten für ihr Studium steuerlich geltend machen. 11 Prozent
aller Studierenden arbeiten mehr als 35 Stunden, weitere 22,7 Prozent arbei-
ten zwischen 11 und 35 Stunden pro Woche. Auf der Basis des Arbeitnehmer-
förderungsgesetzes können Fahrtkosten oder der Besuch einschlägiger Bildungs-
angebote, z. B. Werkmeisterschulen, teilweise gefördert werden. Das „Arbeits-
marktservice Österreich“ unterstützt durch Schulungsmaßnahmen und trägt dazu
bei, die Lebenskosten zu sichern und die Fortbildungskosten abzudecken, um
den Besuch von Kursen zu ermöglichen. Finanzielle Hilfen leisten die Arbeits-
stiftungen – für die Dauer der Teilnahme an Angeboten der Arbeitsstiftung wird
den Teilnehmenden Arbeitslosengeld ausbezahlt. Schließlich sind noch finan-
zielle Unterstützungen in indirekter (Beiträge zu Kurskosten) und direkter Form
(individuell vergebene Stipendien, Bildungsgutschein) durch die Kammern der
Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretungen sowie durch die Gewerkschaft zu
nennen.

Auf der Basis diverser Angaben und Schätzungen kann allein für die berufliche
Weiterbildung von einem Finanzvolumen von 2,4 Milliarden Euro im Jahr
2002 ausgegangen werden. Die Verteilung der Kosten ist in Abbildung 4 dar-
gestellt.

5. Finanzierung
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Die vorgestellten Zahlen über die Höhe der Finanzmittel können weder Genau-
igkeit noch Vollständigkeit beanspruchen. Dazu sind die Geldströme zu wenig
überschaubar. Alle Angaben sind um die Beiträge der Teilnehmenden, die Zah-
lungen von Gemeinden, Ländern, Körperschaften und diverser Sponsoren für
die allgemeine Erwachsenenbildung zu ergänzen. Der Sektor der allgemeinen
Erwachsenenbildung – z. B. Ausgaben für Bücher, kulturelle Veranstaltungen,
Studienreisen usw. – ist einer verlässlichen Berechnung noch gar nicht zugäng-
lich. Deshalb lässt sich das Potenzial von Weiterbildung als ökonomischer Fak-
tor nur annähernd einschätzen – 2004 bewegen sich die Aufwendungen für
Weiterbildung bei zumindest 3 Milliarden Euro.

Abbildung 4: Ausgaben für berufliche Weiterbildung (Angaben in Millionen EURO)
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Europäischer Sozialfonds – AMS
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(Quelle: Update 7. Die Zeitschrift des Europäischen Sozialfonds, Juni 2003, S. 3.)
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6. Angebote

Die Vielfalt des Angebots repräsentiert das Interesse und den Bedarf nach Infor-
mation, Wissen und Qualifikation. Es kommt darin der gesellschaftliche Wandel
zu wissensbasierter Produktion und technologischer Zivilisation ebenso zum
Ausdruck wie die sich daraus ergebenden individuellen Erwartungen an Bil-
dung, Lernen und Wissen. In Beantwortung des Bildungsbedarfs finden zahlrei-
che Institutionen ihre Rechtfertigung. Bemerkenswerter Trend im Bildungssektor
und somit auch im Bereich der Erwachsenenbildung ist es, dass Bildung nicht
nur als privates, sondern auch als öffentliches Gut wahrgenommen wird. Die
Höhe und Qualität von Bildungsabschlüssen und von Fortbildung wird mit der
individuellen Chance am Arbeitsmarkt sowie mit der internationalen ökonomi-
schen Konkurrenzfähigkeit in Zusammenhang gebracht.

Mit den neoliberalen Tendenzen geht auch in Österreich eine Bildungspolitik
einher, die ökonomische Interessen in den Vordergrund rückt. Die Reduktion
staatlicher Zuschüsse zwingt die Einrichtungen vor allem solche Angebote zu
forcieren, für die die Teilnehmenden entsprechend erhöhte Finanzmittel auf-
bringen können und wollen. Kommerzielle Überlegungen beeinflussen das
Angebot – auf dem entstandenen Bildungsmarkt konkurrieren Bildungsunter-
nehmen um Kund/inn/en. Der Sprachgebrauch drückt auch den Wandel im
Selbstverständnis der Erwachsenenbildung aus. Kompensatorische, der indivi-
duellen und gesellschaftlichen Aufklärung verpflichtete Angebote treten zu-
rück. Zunehmend kostenintensive Programme, die als Investition in die eigene
Arbeitskraft und als unmittelbar ökonomisch verwertbar gelten, nehmen mehr
Platz ein.

Gesellschaftliche Polarisierungs- und Spaltungstendenzen finden in der Erwach-
senenbildung ihr Abbild und werden durch Erwachsenenbildung verstärkt. An-
gebote der allgemeinen Erwachsenenbildung werden von Personen konsumiert,
die sich das auf Grund ihrer relativ guten sozialen Positionierung leisten kön-
nen. Berufliche Fortbildung besuchen Personen, die im Rahmen ihrer betriebli-
chen Situation dazu veranlasst werden oder sich von einer solchen Investition in
ihre Zukunft eine entsprechende Rentabilität versprechen. Folgt man einer Auf-
stellung, die die Veranstalter der beruflichen Weiterbildung auflisten, so ergibt
sich die in Tabelle 3 dargestellt Verteilung, die von der firmeninternen Weiterbil-
dung angeführt wird (vgl. Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten 1996, S. 11):
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Die in der KEBÖ vertretenen Institutionen zeigen eine deutliche Trennung in
solche mit berufsorientierten und solche mit allgemeinbildenden Angeboten.
Parallel ist ein höherer Grad der Verberuflichung bei ersteren, eine starke Ab-
hängigkeit von ehrenamtlichen Mitarbeitenden bei letzteren zu erkennen. Nicht
zuletzt zeigen Berichte in Medien fast nur Resonanz in Hinblick auf berufliche
Weiterbildung. Allgemeinbildende Erwachsenenbildung kommt in der media-
len Wahrnehmung kaum vor. Dies sollte aber nicht zuletzt ökonomisch Interes-
sierten und Verantwortlichen zu denken geben, da Qualifikationen und Kompe-
tenzen für die Berufswelt immer weniger vorhersagbar und immer unspezifi-
scher werden. Die Vernachlässigung von Allgemeinbildung beeinträchtigt nämlich
den Zusammenhang, in dem Menschen ihr berufliches Potenzial entfalten, in
negativer Weise.

Auf Grund der demographischen Entwicklung ist die Entwicklung von Bildungs-
angeboten für ältere Menschen zu fördern. Die Teilnahmestatistiken weisen zurzeit
einen Rückgang der Bildungsbeteiligung mit steigendem Alter aus. Doch so-
wohl für berufsorientierte als auch für allgemeinbildende Fortbildung wächst
der Bedarf. Nicht zuletzt wird das Verhältnis der Generationen selbst zu einem
Thema von Erwachsenenbildung.

Die letzte PISA-Studie (2004) legt nahe, dem Nachholen von Grundbildung mehr
Aufmerksamkeit zu widmen. Etwa 15.000 Jugendliche beenden laut dieser Studie
jährlich mit eklatanten Schwächen im Lesen, Schreiben und Rechnen die Schule.
Mangelnde Grundbildung bringt individuelle Schwierigkeiten am Arbeitsmarkt
und Beeinträchtigungen für die Wettbewerbsfähigkeit als Wirtschaftsstandort. Die

Tabelle 3: Anbieter von beruflicher Weiterbildung
(Angaben in Prozent)

Eigener Betrieb 22,0

WIFI 19,0

Herstellerfirma/Kundenschulung 11,0

öffentliche Stellen/Schulen 11,0

BFI  7,0

Kammern/Gewerkschaften  6,0

Volkshochschulen  4,0

LFI  2,0

Fernlehrinstitute 0,4

Sonstige 18,0

6. Angebote
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Erhöhung der derzeit sehr bescheidenen Angebote für Analphabeten und leistungs-
schwache Schulabgänger/innen rentiert sich aus ökonomischen und rechtfertigt
sich aus humanen Gründen. Bei Erwähnung der Defizite ist aber nicht zu verges-
sen, was für ein reichhaltiges Bildungsangebot z. B. durch die seit Jahren erfolg-
reichen „Wiener Vorlesungen“ der Stadt Wien oder durch die „Steirische Akade-
mie“ geboten werden. Im Kulturland Österreich gibt es bildende Angebote durch
Theater, Musik, Museen, Ausstellungen und Festivals während des ganzen Jahres
– Angebote, die nicht belehren, sondern den Menschen ermöglichen, sich zu bil-
den. In vielfältiger Weise wird die Umwelt pädagogisiert: Weinlehrpfad, Waldlehr-
pfad, Naturpark und Tiergarten sind uns selbstverständlich geworden. Es stellt sich
vielleicht unter demokratiepolitischen Aspekten die Frage, ob und wie in die be-
stehenden kulturellen Lernumwelten noch stärker naturwissenschaftlich-techno-
logische und sozialpolitische Elemente einbezogen werden können, um den Mit-
gliedern unserer Gesellschaft vor sich gehende Entwicklungen zu erklären sowie
die Chancen auf Mitbestimmung und Mitgestaltung zu erhöhen.

Dass Medien in elektronischer und gedruckter Form Unterhaltung, Information,
Wissen und Weiterbildung bieten, erleben wir täglich. Der Radiopreis der Erwach-
senenbildung, vergeben durch die Arbeitsgemeinschaft der Bildungshäuser, den
Büchereiverband, den Verband Österreichischer Volkshochschulen und das Wirt-
schaftsförderungsinstitut, ist Ausdruck der Anerkennung für mediale Bildungsar-
beit.

Um Angebote zum Thema „Politische Bildung“ besonders zu fördern, wurde
1977 die „Österreichische Gesellschaft für Politische Bildung“ gegründet. Sie-
ben Bundesländer – Burgenland, Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg,
Steiermark, Tirol und Vorarlberg – zahlen Mitgliedsbeiträge ein, die vom Bund
verdoppelt werden. Das Gesamtbudget liegt derzeit bei 250.000 EUR. Projekt-
vorhaben werden in einer Höhe bis zu 4.000 EUR unterstützt. Die Förderrichtli-
nien lauten:

• inhaltlich und methodisch innovativ sein,
• zur politischen Urteilsfähigkeit und Mitbestimmung beitragen,
• sich mit geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen politischen Han-

delns auseinandersetzen,
• die Fähigkeit zur Analyse politischer Strukturen und Prozesse fördern,
• demokratisches Bewusstsein und demokratisches Handeln fördern,
• sich mit der Durchsetzung der Menschenrechte befassen,
• Themen internationaler Politik aufgreifen.

Die Schwerpunkte der eingereichten Vorhaben lagen zwischen 1993 und 1996
– in quantitativer Reihenfolge – auf folgenden Themen:

6. Angebote



48

• politische Theorie und Praxis,
• Europa,
• Frauenproblematik,
• Zeit- und Regionalgeschichte,
• Konsum, Umwelt, Gesundheit, Ökologie,
• wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Themen,
• Gemeindeentwicklung,
• Kultur und Literatur.

Ein Vorteil dieser Art der Projektförderung oder -bezuschussung wird darin gese-
hen, dass dadurch Angebote in kleineren Gemeinden oder Städten zustande
kommen, wo ansonsten über die Erwachsenenbildung keine politische Bildung
durchgeführt würde.

Die Bedeutung der Erwachsenenbildung und das zunehmende Interesse lassen
auch das Informationsbedürfnis wachsen. In den letzten Jahren ist ein Netz ent-
standen, in dem sich elektronischer Zugang durch das Internet sowie direkte
persönliche Beratung verbinden. Zugang zu Informationen und Beratung bieten
z. B. folgende Internetquellen:

• www.erwachsenenbildung.at
• www.biber.salzburg.at
• www.bildungsnetzwerk-stmk.at
• www.eduvista.com
• www.gewi.kfunigraz.ac.at/edu/eb/
• www.vhs.or.at/archiv

Seit 1976 wird Fachliteratur zum Thema Erwachsenenbildung in einem compu-
terunterstützten Dokumentationssystem – Dokumentation Erwachsenenbildung
(DOKEB) – aufbereitet. Ausgewertet werden Artikel in Fachzeitschriften zu Themen
der Erwachsenenbildung, der beruflichen und universitären Weiterbildung sowie
alle Formen der Weiterbildung im Sinne des lebensbegleitenden Lernens. Im Vor-
dergrund stehen Publikationen, die sich mit Theorie und Praxis der Erwachsenen-
bildung in Österreich auseinandersetzen. DOKEB versteht sich als Instrument der
Fachinformation auf dem Gebiet der Weiterbildung, das die Suche nach unselbst-
ständig erschienener Literatur erleichtern soll. Bibliographische Angaben, Schlag-
wörter und Abstracts sind unter http://opac.bibvb.ac.at/2delb abrufbar.

Die Dokumentation Erwachsenenbildung kooperiert mit dem Fachinformations-
system (FIS) Bildung, einer großen internationalen Datenbank, die Literaturnach-
weise zum Bildungsgeschehen in Deutschland, Österreich und der Schweiz sam-
melt. URL: www.fis-bildung.de.
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7. Teilnahme

Studien und Umfragen weisen auf ein wachsendes Weiterbildungsbewusstsein
der Bevölkerung hin. Weiterbildung wird als notwendige, selbstverständliche
Begleitung und Ergänzung nach der Erstausbildung angesehen. In einer um-
fangreichen Untersuchung wurde das zuletzt bei 15.000 Rekruten in der
Schweiz erhoben. Ob diese Bereitschaft in tatsächliche Teilnahme umgesetzt
wird, bleibt natürlich offen, aber zumindest scheint es, wie die Autor/inn/en
ausführen, „... dass es dem Bildungssystem ansatzweise gelungen ist, das Kon-
zept des Lifelong Learning im Bewusstsein möglichst vieler junger Erwachse-
ner zu verankern“ (Bieri/Forrer/Maag Merk 2002, S. 27). Eine ähnlich umfang-
reiche Untersuchung ist mir für Österreich nicht bekannt, aber kleinere Erhe-
bungen und Angaben von Bildungseinrichtungen weisen ähnliche Tendenzen
auf (vgl. Filla 1995 f.; Schlögl/Schneeberger 2003).

Die Vielfalt der österreichischen Erwachsenenbildung ist schwer in übersichtli-
chen, statistischen Daten zu erfassen. In Österreich gelang es, für die in der
KEBÖ vertretenen zehn Erwachsenenbildungs-Verbände ein Erhebungsinstrumen-
tarium zu erarbeiten, das eine erste Zusammenschau der Daten ermöglichte.
Auf Grund der unterschiedlichen Strukturen, historischen Entwicklung und Ziel-
setzungen ist es nicht angebracht, Vergleiche zu ziehen. Allenfalls können Trends
abgelesen werden. Aus der „10. KEBÖ-Statistik“, die sich auf das Arbeitsjahr
1994/95 bezieht, lässt sich erkennen, dass von etwa fünf Millionen Teilnahmen
gesprochen werden kann. Zwei Millionen fallen davon auf Kurzveranstaltun-
gen. Je länger die Dauer eines Kurses, desto geringer die Teilnahmezahl. Füh-
rend auf dem Sektor der Kurzangebote (z. B. Einzelvorträge) sind der Ring Öster-
reichischer Bildungswerke, die Institutionen Katholischer Erwachsenenbildung,
das Ländliche Fortbildungsinstitut und die Volkshochschulen. Diese Teilnahme-
zahlen werden in der 17. KEBÖ-Statistik für das Arbeitsjahr 2002 im Wesentli-
chen bestätigt. Einzelne Institutionen sprechen allerdings bei mündlicher Befra-
gung von 3 bis 7 Prozent Teilnahmerückgang in den letzten zwei bis drei Jahren.

Bisherige Schätzungen gingen davon aus, dass sich etwa 15 bis 20 Prozent der
Bevölkerung weiterbilden. Nur auf die berufliche Weiterbildung bezogen wird
davon ausgegangen, dass sich von den potenziell Berufstätigen, also Personen,
die zwischen 15 und 65 Jahren alt sind, fast die Hälfte weiterbilden (vgl. Schlögl/
Schneeberger 2003). Schneeberger (2004) betont, dass die Weiterbildungsbetei-
ligung auf Grund des Strukturwandels in den letzten Jahren empirisch nachweis-
bar gestiegen ist. Die voraussichtlich zunehmende Lebensarbeitszeit auf Grund
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demographischer Veränderungen und späterer Pensionierung sollte die haupt-
sächliche Teilnahme an beruflicher Weiterbildung nicht auf Personen zwischen
25 und 45 Jahren beschränken. 2002 waren von den 55 bis 59-Jährigen 50 Pro-
zent, von den 60 bis 64-Jährigen nur mehr 13 Prozent erwerbstätig. Da sich das
ändern wird, besteht mehr Bedarf an Weiterbildung. Aus ökonomischer Sicht
äußert sich Schneeberger (2004, S. 8) zu dieser Problematik:

„Die Weiterbildungsbeteiligung ab dem mittleren Lebensalter als ein Faktor von Erhaltung
und Aufbau arbeitsmarktfähiger Qualifikation bedarf insbesondere der Schaffung von Pro-
blembewusstsein über die Notwendigkeit kontinuierlicher Weiterbildung und rechtzeitiger
Umschulung. Umdenken und Umlernen erfordern eine breite Unterstützung durch entspre-
chende Meinungsbildung. Es wäre ein folgenschwerer Irrtum, auf Weiterbildung zu verzich-
ten, da kein beruflicher Aufstieg mehr intendiert wird. Der rasche Wandel von Inhalten, Tech-
niken, Arbeitsprozessen und Strukturen der Berufswelt auf Grund technologisch-organisa-
torischer Innovationen erfordert kontinuierliches Mit- und Weiterlernen.“

Resümiert man die Aussagen auf der Grundlage unterschiedlicher Quellen zur
Weiterbildungsbeteiligung der österreichischen Bevölkerung, so bewegen sich
die Angaben zwischen 12,5 (Statistik Austria 2004) und 50 Prozent. Dabei kann
man es auf Grund der Forschungslage belassen. Folgt man den Aussagen erfah-
rener Erwachsenenbildner/innen, so nimmt etwa ein Drittel der Erwachsenen
einmal im Jahr an Angeboten zur Erwachsenenbildung teil. Aus sozialer Sicht
gilt, dass sich die Teilnahme an Erwachsenenbildung bei guter Schul- und Be-
rufsbildung erhöht sowie mit der Positionierung in der Berufshierarchie in Zu-
sammenhang steht.

Selbstorganisiertes informelles Lernen, das außerhalb von Institutionen und ohne
geplante Lehrorganisation zustande kommt, wird in unserer Wissensgesellschaft
immer notwendiger und selbstverständlicher. Rechnet man dieses hinzu, steigt
der Prozentsatz der sich ständig weiterbildenden Menschen beträchtlich. Alle
Umfragen verweisen inzwischen auf die Akzeptanz von Weiterbildung während
des Erwachsenenalters. Damit wird der Sektor Erwachsenenbildung faktisch und
potenziell zum größten Bildungssegment.

7. Teilnahme
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8. Personal

Aufschlussreich für Professionalisierung und Verberuflichung sind die Zahlen
über die Mitarbeitenden. Nach Angabe aus dem Arbeitsjahr 1994/95 beschäfti-
gen die zehn Verbände der KEBÖ 4.062 Personen hauptberuflich. Davon ist der
Großteil administrativ tätig. Als hauptberufliche pädagogische Mitarbeitende
können etwa 600 bis 700 Personen angesehen werden. Diese wiederum führen
nicht unmittelbar pädagogische Aufgaben durch, sondern finden ihre Beschäfti-
gung im Bildungsmanagement. Etwa 40.000 Personen sind nebenberuflich, knapp
30.000 ehrenamtlich in der österreichischen Erwachsenenbildung tätig. Nach
der vorliegenden KEBÖ-Statistik waren insgesamt im Arbeitsjahr 1994/95 76.589
Personen – davon 37.897 als Vortragende und Kursleitende – als Mitarbeitende
in der Erwachsenenbildung aktiv. Die 17. KEBÖ-Statistik für das Arbeitsjahr 2003
weist diesbezüglich leicht erhöhte Zahlen aus. Hauptberuflich Angestellte gibt
es 5.150, davon sind etwa 1.500 im pädagogischen Bereich tätig. Nebenberuf-
lich arbeiten etwa 50.000 und ehrenamtlich 23.000 Personen in den KEBÖ-
Einrichtungen. Das gesamte in der Erwachsenenbildung tätige Personal umfasst
somit 78.000 Personen, von denen etwa 50.000 als Vortragende, Kurs- und Se-
minarleitende tätig sind. Das gegenwärtige Verhältnis von hauptberuflichen päd-
agogisch qualifizierten Mitarbeitenden zu allen anderen Mitarbeitenden beträgt
in der KEBÖ etwa 1 zu 100.

Mitte der 1980er Jahre wurde auf Grund der erhöhten Lehrerarbeitslosigkeit eine
Maßnahme gesetzt, die noch heute wirksam ist. Für etwa 300 Lehrer/innen, vor
allem für diejenigen, die nach ihrer Ausbildung keine Anstellung finden konn-
ten, wurde in der Erwachsenenbildung eine Arbeitsmöglichkeit geschaffen. Mit
diesem Personalschub kam innerhalb kurzer Zeit pädagogisch qualifiziertes,
hauptberuflich tätiges Personal in die Erwachsenenbildung.

Die österreichische Erwachsenenbildung erweist sich, wie die statistischen Da-
ten zeigen, nur in geringem Grade verberuflicht und professionalisiert. Bisherige
Erhebungen (vgl. Brugger 1991) und Erkundungen belegen, dass für eine haupt-
amtliche Anstellung in der Erwachsenenbildung keine pädagogischen Qualifi-
kationen vorausgesetzt werden. Befragungen der etwa 500 Absolvent/inn/en der
Universität Graz mit dem Schwerpunktstudium Erwachsenenbildung zwischen
1984 und 2004 zeigen, dass nur etwa 15 Prozent von diesen eine dauerhafte
Anstellung in der gemeinnützigen Erwachsenenbildung finden. Weitere 15 bis
20 Prozent etablieren sich als Unternehmer/innen oder als selbstständige Coa-
ches und Trainer/innen im Bildungssektor. In Österreich ist die Tätigkeit in der
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Erwachsenenbildung an keine vorhergehende akademische Ausbildung gebun-
den. Sowohl im Sektor der Leitung und des Managements sowie in Lehre, Kon-
zeption oder Administration finden sich deshalb hauptberuflich Tätige mit ganz
unterschiedlicher Vorbildung. „Erwachsenenbildner/innen sind sozial und poli-
tisch engagierte Personen, die mit ihren persönlichen Voraussetzungen dem ent-
sprechen, was die Einrichtungen der Erwachsenenbildung von ihnen verlangen:
Aus Gewohnheit ‚Zehnkämpfer’ sein, mit einem hohen Grad an sozialer Sensi-
bilität“ (Brugger 1991, S. 95). Sie stellt fest, dass hauptberuflich Tätige in leiten-
den Positionen meistens über einen akademischen Abschluss verfügen (ebd.,
S. 96). Die Welle der Professionalisierung, im Sinne von Akademisierung, hat
die Erwachsenenbildung erreicht. Angesichts der zunehmenden Bedeutung der
Erwachsenenbildung sollte darüber nachgedacht werden, ob nicht ein einschlä-
giges Studium, das den Zusammenhang von Arbeit, Bildung, Ökonomie und
Gesellschaft über einen längeren Zeitraum thematisiert, für die Qualität der Er-
wachsenenbildung von Vorteil wäre.

Zur Aus- und Fortbildung für Mitarbeitende bieten die einzelnen Verbände Kur-
se und Seminare an. Sie beziehen sich in der Mehrheit auf methodische und
didaktische Fähigkeiten. Auf diesem Gebiet sowie im Anbieten von Lehrgängen
zu Bildungsmanagement, Supervision oder Bildungsberatung ist auch das Bun-
desinstitut für Erwachsenenbildung in St. Wolfgang tätig. An der Universität In-
nsbruck wird in Kooperation mit dem Amt für Weiterbildung in Bozen/Südtirol
ein Hochschullehrgang zur Fortbildung von Erwachsenenbildner/inne/n im Bil-
dungsmanagement angeboten. Auch die Pädagogischen Akademien haben Er-
wachsenenbildung als Thema in ihr Ausbildungsprogramm aufgenommen. An
den Universitäten Graz und Klagenfurt kann im Studium der Pädagogik Erwach-
senenbildung als Schwerpunkt gewählt werden.

Im Rahmen eines Projekts werden zurzeit die Voraussetzungen für eine „Weiter-
bildungsakademie“ erarbeitet. Dem Vorhaben liegt die Idee zu Grunde, ein sechs-
semestriges Curriculum zu entwickeln, das institutionenübergreifend Kompe-
tenzen für die Tätigkeit in der Erwachsenenbildung vermittelt. Die damit ver-
bundene Intention der verbandsübergreifenden Kooperation wird vom
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur gefördert und vom Ver-
band Österreichischer Volkshochschulen koordiniert.

8. Personal
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9. Wissenschaft und Lehre

Wenn man den Tertiären Sektor als einen Bereich ansieht, vor dem die Lernen-
den eine erste Bildungsphase bereits abgeschlossen haben, so kann man ihn
auch als Aktionsraum der Weiterbildung verstehen. Nach einer Statistik des Bun-
desministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur waren im Studienjahr 2003/
04 insgesamt über 200.000 inländische Studierende an folgenden Institutionen
des tertiären Bildungsbereichs eingeschrieben (Tab. 4):

9.1 Wissenschaftliche Weiterbildung

Unter wissenschaftlicher Weiterbildung sind diejenigen Bildungsangebote zu
verstehen, die von Universitäten oder unmittelbar mit ihnen im Zusammenhang
stehenden Einrichtungen entwickelt und durchgeführt werden. Obschon um die
Wende zum 20. Jahrhundert die „Universitätsausdehnungsbewegung“ erfolg-
reich wissenschaftliche Erkenntnisse vermittelte und popularisierte, hat sich die
Weiterbildung durch die Universität nicht institutionalisiert und deshalb auch
nicht durchgesetzt. Wissenschaftliche Weiterbildung blieb lange auf die Aktivi-
tät einzelner Wissenschaftler/innen, z. B. in so genannten „volkstümlichen Uni-
versitätsvorträgen“, beschränkt und wurde nie zum allgemeinen universitären

Tabelle 4: Studierende im tertiären Bildungsbereich 2003/04

Institution Gesamt davon Frauen in %

Universitäten 185.438 53,1

Universitäten der Künste 7.954 57,8

Fachhochschul-Studiengänge 20.591 38,4

Pädagogische Akademien 10.236 83,4

Berufspädagogische Akademien 1.524 40,4

Religionspädagogische Akademien 1.111 84,1

Agrarpädagogische Akademien 113 55,5

Akademien für Sozialarbeit 844 75,7

Kollegs und Speziallehrgänge (Höhere Schulen) 5.222 57,6

Akademien des Gesundheitswesens 2.922 86,6

Insgesamt 236.025 54,0

(Quelle: Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur 2004 b, S. 12)
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Selbstverständnis erhoben. Weiterbildung durch wissenschaftlich qualifizierte
Personen findet entweder in Einrichtungen der Erwachsenenbildung statt, wo
solche Vortragenden engagiert werden, oder in den so genannten „wissenschaft-
lichen Gesellschaften“.

Die Popularisierung von Wissenschaft ist bislang nicht ausdrücklich in die Auf-
gabenstellung der Universitäten aufgenommen worden. Sie wurde auch nicht
durch die Bereitstellung finanzieller und personeller Ressourcen gefördert. Kenn-
zeichnend für österreichische Universitäten ist, dass sie weniger auf den Kontakt
zwischen Wissenschaft und Gesellschaft angelegt sind als vielmehr auf die Hum-
boldtsche Formel, in „Einsamkeit und Freiheit“ zu forschen und zu lehren. Wirt-
schaftswissenschaftliche und technische Disziplinen sind für gesellschaftsorien-
tierte Aufgaben eher aufgeschlossen. Erst mit der seit wenigen Jahren wieder
stärker geforderten Wirtschaftlichkeit von Universitäten und dem Ruf nach der
Verwertbarkeit ihrer Erkenntnisse hat sich eine Öffnung der Universitäten erge-
ben. Dies zeigt sich auch in der Intention, auf dem Weiterbildungsmarkt präsent
zu sein. Die Voraussetzungen für wissenschaftliche Weiterbildung werden im
Universitätsgesetz von 2002, § 3 Abs. 5 formuliert. Dort zählt die „Weiterbil-
dung insbesondere der Absolventinnen und Absolventen von Universitäten“ zu
den Aufgaben der Universität.

Engagierte Mitarbeitende im Bereich wissenschaftlicher Weiterbildung haben
das Netzwerk Austrian Universities Continuing Education Network (AUCEN) Ende
der 1990er Jahre gegründet. Darin sind österreichische Expert/inn/en für univer-
sitäre Weiterbildung und universitäre Personalentwicklung vertreten.

Weitere Informationen: www.aucen.at

Auf der Basis gesetzlicher Regelungen und auf Grund des gestiegenen Bedarfs an
wissenschaftlicher Weiterbildung haben sich in den letzten Jahren verschiedene
institutionelle Träger entwickelt und herausgebildet. Zu unterscheiden sind univer-
sitäre und nichtuniversitäre Einrichtungen. Die ersteren sind unmittelbar in die
Universität eingebunden und erhalten ein gewisses Budget aus Geldern des Wis-
senschaftsministeriums und Dienstposten des Ressorts. Nichtuniversitäre Einrich-
tungen bedienen sich zwar wissenschaftlicher Kapazität, gehören aber weder in
Verwaltung noch in Personal oder Budget einer Universität an. Das schließt jedoch
nicht aus, dass sie z. B. von einem Beirat, bestehend aus Mitgliedern der regionalen
Universitäten, beraten werden oder öffentliche Gelder für Projekte bekommen.

Universitäre Einrichtungen – sei es als Außeninstitute oder Arbeitsstellen – für
Weiterbildung haben sich in den letzten Jahren an fast allen Universitäten und

9. Wissenschaft und Lehre
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Fachhochschulen etabliert. Ihr Funktionsbereich erstreckt sich von der Öffentlich-
keitsarbeit über die Koordination und Unterstützung öffentlicher universitärer
Veranstaltungen bis zum eigenständigen curricularen Entwurf von Weiterbildungs-
angeboten. Die Einrichtungen sind meist mit sehr wenig wissenschaftlichem Per-
sonal ausgestattet. Eine aktuelle Herausforderung stellt die Übernahme von Auf-
gaben in Forschungs- und Bildungsprogrammen der Europäischen Union dar.

Fakultät für Interdisziplinäre Forschung und Fortbildung (IFF): Das IFF wurde als
Rechtsnachfolger des Interuniversitären Forschungsinstituts für Fernstudien im
März 1992 konstituiert. Trägeruniversitäten waren Innsbruck, Klagenfurt und
Wien. Aufgabe des Instituts war die wissenschaftliche Fundierung und exempla-
rische Gestaltung von Lernprozessen in ausgewählten gesellschaftlichen Pro-
blemfeldern. Dabei wurde die Verbindung von individueller Qualifizierung, or-
ganisationsbezogenem Lernen und bereichsübergreifender Kooperation ange-
strebt. Das Institut erfüllte diese Aufgaben durch interdisziplinäre Forschung,
wissenschaftliche Weiterbildung, Beratung und Öffentlichkeitsarbeit. Am
01.01.2004 wurde das Institut in eine Fakultät der Universität Klagenfurt mit
Standorten in Graz und Wien übergeleitet. Der Wirkungsbereich umfasst:

• Grundlagenforschung und angewandte Forschung zu ausgewählten ge-
sellschaftlichen Problemen und den Möglichkeiten wissenschaftlicher
Weiterbildung,

• Entwicklung und Erprobung wissenschaftsdidaktischer und wissen-
schaftsorganisatorischer Formen und Methoden für gesellschaftliches
Lernen,

• Zusammenarbeit mit internationalen, nationalen und regionalen Ein-
richtungen, die im Wirkungsbereich der Fakultät tätig sind,

• Entwicklung und Durchführung von Lehre auf den Arbeitsgebieten der
Fakultät – insbesondere die Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses.

Um ihre Aufgaben in Forschung und Lehre zu erfüllen ist die Fakultät in ver-
schiedene Arbeitsbereiche (Abteilungen und Institute) gegliedert:

• Didaktik der Mathematik,
• Politische Bildung und Politikforschung,
• Schule und gesellschaftliches Lernen,
• Technik und Wissenschaftsforschung,
• Weiterbildung und systemische Interventionsforschung,
• Hochschulforschung – Higher Education Research,
• Interkulturelle Sozialkompetenz,
• Kultur- und Wissenschaftsanalyse,
• Organisationsentwicklung – Organizing Public Goods,

9. Wissenschaft und Lehre
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• Palliative Care und OrganisationsEthik,
• Stadt, Region und räumliche Entwicklung,
• Soziale Ökologie.

Hochschulkurse und Hochschullehrgänge: Dies sind Veranstaltungen, die ent-
weder nach einem festen (Hochschullehrgang) oder nach einem wechselnden
Unterrichtsplan (Hochschulkurs) durchgeführt werden. Absolvent/inn/en erhal-
ten ein Zertifikat oder eine Berufsbezeichnung („Akademisch geprüfter ...“). Diese
Formen des Angebots werden von Universitätsinstituten als die wichtigsten der
universitären Weiterbildung eingesetzt. Derzeit gibt es über einhundert solcher
Kurse und Lehrgänge. Finanziell müssen sie sich selbst tragen. Entwicklungskos-
ten werden teilweise mit öffentlichen Geldern finanziert, die laufenden Kosten
werden durch Beiträge der Teilnehmenden bestritten.

Donau-Universität Krems (DUK): In Krems an der Donau, etwa 80 km westlich
von Wien, wurde 1994 eine universitäre Einrichtung für postgraduale Weiterbil-
dung errichtet. Mit dem Bundesgesetz von 2002 wurde in Krems eine von 22
österreichischen Universitäten errichtet. Sie finanziert sich mit Bundes- und Lan-
deszuschuss über Teilnehmendenbeiträge privatwirtschaftlich. Die Universität
gliedert sich in folgende Fachabteilungen:

• Telekommunikation, Information und Medien,
• Europäische Integration,
• Kulturwissenschaften,
• Umwelt- und Medizinische Wissenschaften,
• Wirtschafts- und Managementwissenschaften.

Im Wintersemester 2004/05 sind insgesamt etwa 3.000 Studierende (Durch-
schnittsalter 37,5 Jahre) in über 100 Studiengängen eingeschrieben. 2003 wurde
die „Plattform Weiterbildungsforschung“ etabliert. Sie bietet und koordiniert
Forschungsaktivitäten, Konferenzen und internationale Kooperationen.

Neben den genannten Instituten oder Arbeitsstellen für Weiterbildung an Uni-
versitäten und Fachhochschulen gibt es weitere außeruniversitäre Einrichtungen
der wissenschaftlichen Weiterbildung

Wissenschaftsläden: Wissenschaftsläden sind der Vermittlung wissenschaftlicher
Erkenntnisse für den praktischen Bedarf der Bevölkerung gewidmet. Sie agieren
auf Vereinsbasis, sind eng mit Universitäten verbunden, z. B. durch einen wis-
senschaftlichen Beirat, und finanzieren sich über Projekte und Gelder der öf-
fentlichen Hand. Thematisch stehen Ökologie- und Umweltfragen im Vorder-
grund. Die Etablierung von Wissenschaftsläden erfolgte erst in jüngster Vergan-

9. Wissenschaft und Lehre
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genheit (z. B. in Graz 1990). Das Anliegen, Wissenschaftstransfer zu leisten und
Anfragen der Bevölkerung an die Wissenschaft relativ prompt und praxisnah zu
beantworten, konnte bis jetzt gut erfüllt werden. Damit haben die Wissenschafts-
läden eine wichtige Funktion im universitären Aufgabenspektrum und stellen
eine Brücke zwischen Öffentlichkeit und Wissenschaft dar.

Interuniversitäres Forschungszentrum für Technik, Arbeit und Kultur (IFZ): Dieses
Forschungszentrum wurde im Herbst 1988 in Graz gegründet. Die Arbeitsschwer-
punkte, die sowohl Forschung und Lehre als auch Weiterbildung umfassen, liegen
auf den ökologischen und sozialen Zusammenhängen mit Technik. In der For-
schung wurde bisher besonders zu Fragen der Technikfolgenabschätzung und -
bewertung sowie zur umwelt- und sozialverträglichen Technikgestaltung gearbei-
tet. In Lehre und Weiterbildung wurden für Techniker/innen und Naturwissen-
schaftler/innen interdisziplinäre Veranstaltungen entwickelt und angeboten. Das
IFZ bemüht sich, auf der Basis dieser Themenbereiche eine Verbindung zwischen
der Vertretung von Arbeitnehmer/inne/n und den Universitäten herzustellen.

Institut für Wissenschaft und Kunst (IWK): Gegründet in der Nachkriegszeit (1946),
wollte dieses Institut ein außeruniversitäres Gegengewicht zu der weltanschau-
lich als konservativ eingeschätzten Universität Wien bilden. Hauptsächlich Vor-
träge, Seminarreihen, Buchpräsentationen und Ausstellungen fungieren als Me-
thoden und Formen der Bildungsarbeit. Thematisch spannt sich der Bogen von
der Aufarbeitung historischer gesellschaftlicher Entwicklungen bis zur Analyse
aktuellen politischen Geschehens.

Verband wissenschaftlicher Gesellschaften: Etwa dreihundert wissenschaftliche
Vereine sind in diesem Dachverband zusammengefasst. Als anerkannte Einrich-
tung der Erwachsenenbildung ist der Verband mit Öffentlichkeitsarbeit aktiv, or-
ganisiert Vorträge, Kongresse, Seminare und vertritt die Anliegen der Vereine nach
außen.

9.2 Erwachsenenbildung als wissenschaftliche Disziplin

Die erste Professur mit dem Schwerpunkt Erwachsenenbildung wurde 1972 an
der Universität Wien am Institut für Pädagogik eingerichtet. Seit Ende der 1990er
Jahre wurde sie allerdings nicht mehr nachbesetzt und ist vakant. Es folgte die
Einrichtung weiterer Lehrstühle am Institut für Erziehungswissenschaft an der
Universität Graz 1984 und an der Universität Klagenfurt 1985. Seit Herbst 2002
wird an der Universität Klagenfurt die Professur für Erwachsenen- und Berufsbil-
dung am Institut für Erziehungswissenschaft und Bildungsforschung von Frau
Elke Gruber vertreten. Von 1984 bis 2004 haben an der Abteilung Erwachsenen-
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bildung/Weiterbildung am Institut für Erziehungswissenschaft der Universität Graz,
die ihr Gründer Werner Lenz leitet, etwa 500 Studierende ihr Diplomstudium im
Schwerpunkt Erwachsenenbildung abgeschlossen und davon etwa 40 ein Dok-
toratsstudium in diesem Bereich erfolgreich absolviert. Studienangebote im Di-
plomstudium beziehen sich auf folgende Themen:

• gesellschaftliche Veränderungen und Konsequenzen für das Bildungs-
wesen mit Akzent auf Begriffen und Grundlagen von Weiterbildung,

• Zusammenhänge zwischen Arbeit und Bildung, die Vermittlung von
Qualifikationen und Kompetenzen, sowie die durch Europäisierung,
Globalisierung und Modernisierung zunehmende Internationalität,

• anthropologische Grundlagen, didaktische Aspekte und Bildungsorga-
nisation,

• Praxisbezug und Erkundung möglicher Berufsfelder.

Auf Grund bisheriger positiver Erfahrungen ergeben sich für die Absolvent/inn/
en folgende berufliche Möglichkeiten:

• Pädagogische/r Assistent/in oder Referent/in in einer Kultur- oder Bil-
dungsinstitution,

• Mitarbeit bei wissenschaftlichen Vorhaben,
• Organisation beruflicher, innerbetrieblicher Weiterbildung,
• koordinierende Aufgaben im mittleren oder höheren Management von

Bildungseinrichtungen,
• Projektentwicklung und -tätigkeit im Sozialbereich,
• Weiterbildung für Arbeitslose,
• Anstellung im Kultur- und Medienbereich,
• Gründung selbstständiger Unternehmen, Berater- und Coachingtätigkeit.

Forschung über Erwachsenenbildung ist in Österreich nicht auf universitäre Ak-
tivitäten beschränkt. Durch die erst in den 1970er und 1980er Jahren vorgenom-
mene Etablierung der Disziplin Erwachsenenbildung an Universitäten sowie
wegen der Notwendigkeit, über Grundlagenforschung hinausgehend anwen-
dungsbezogene Forschungsergebnisse zu produzieren, wurden außerhalb der
Universitäten Forschungseinrichtungen gegründet. Dazu gehören z. B.

• Institut für Berufs- und Erwachsenenbildungsforschung (IBE) – Linz,
• Institut für Bildungsforschung der Wirtschaft (IBW) – Wien,
• Institut für Erwachsenenbildung – St. Pölten,
• Österreichisches Institut für Berufsbildungsforschung (ÖIBF) – Wien,
• Österreichisches Volkshochschularchiv – Wien,
• Pädagogische Arbeits- und Forschungsstelle des Verbandes Österreichi-

scher Volkshochschulen (PAF) – Wien.

9. Wissenschaft und Lehre
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10. Internationale Kontakte

Die österreichische Erwachsenenbildung hat eine lange Tradition bezüglich in-
ternationaler Kontakte (vgl. Filla/Gruber/Jug 2002). Mit dem Beitritt zur Europä-
ischen Union (1995) wurde die Internationalität auch institutionell auf eine neue
Basis gestellt. In Kooperation mit diversen europäischen Einrichtungen wurden
und werden zahlreiche Projekte durchgeführt, die bei den jeweiligen Trägern
abrufbar sind. Generell ist zu bemerken, dass in Hinblick auf Internationalität
der Austausch und der Kontakt auf Expertenebene gestiegen ist. Außerdem hat
das Engagement der Einrichtungen der Erwachsenenbildung im Rahmen euro-
päischer Projektvorhaben in den letzten Jahren deutlich zugenommen. Finan-
ziert werden diese Projekte im Rahmen des Europäischen Sozialfonds oder durch
Grundtvig.

Ein neuer Trend ist das Bemühen vor allem von Anbietern berufsorientierter Fort-
bildung, Kurse und Programme mit internationaler Akzeptanz zu entwickeln.
Dazu kommt die Einrichtung von Arbeitsstellen und Tochterunternehmen im
Ausland und damit verbunden die Unterstützung von Betrieben, die im Ausland
Fuß fassen wollen. Besondere Aufmerksamkeit galt und gilt Ländern im osteuro-
päischen Raum. Zu erwähnen sind besonders grenznahe und Grenzen von Nach-
barländern überschreitende Vorhaben, die im Sinne von Regionalentwicklung
zu sehen sind.

Auch für das Studium der Erwachsenenbildung im Rahmen des Faches Erzie-
hungswissenschaft hat die internationale Dimension an Bedeutung gewonnen.
An der Universität Graz ist es möglich, im Rahmen eines Sokrates-Programms
bis zu zwei Semestern an einer europäischen Partneruniversität zu studieren;
das erfolgreiche Absolvieren von Lehrveranstaltungen im Ausland wird dem Stu-
dium an der Heimatuniversität angerechnet.

Zur Internationalisierung trägt auch die Einbeziehung in internationale Vergleichs-
studien bei, wie sie z. B. durch die Visitation einer Expertengruppe der OECD im
Jahre 2003 geschehen ist.
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11. Tendenzen und Perspektiven

Wie in anderen OECD-Ländern nimmt auch in Österreich die soziale Ungleich-
heit infolge von Globalisierung und Deregulierung zu. Eine sinnvolle staatliche
Reaktion darauf, so Bernhard Felderer, Leiter des Instituts für Höhere Studien, sei
die Investition in Bildung und Ausbildung (vgl. Der Standard, 05.03. und
07.03.1997). Mehr Investition in Bildung und Ausbildung ist inzwischen eine
gängige Antwort auf die gegenwärtige wirtschaftliche und soziale Situation ge-
worden. Damit werden die Chancen auf dem Arbeitsmarkt vergrößert, die Un-
gleichheit reduziert und Voraussetzungen für das Wachstum geschaffen. Wis-
senschaftliche Befunde betonen den Zusammenhang von Höhe der Ausbildung
und Wirtschaftswachstum.

Das österreichische Bildungswesen hat zwei Problemzonen.
1. Bis zu 20 Prozent der 15-Jährigen eines Jahrgangs – so lauten die Be-

funde der PISA-Studie von 2004 für Österreich – verlassen die Schule
mit mangelnder Grundbildung: Sie haben große Schwierigkeiten beim
Lesen, Schreiben und Rechnen.

2. Besonders bei den Führungskräften wird das Fehlen der Fähigkeiten,
mit anderen Menschen kommunikativ umzugehen, beklagt. Das Nach-
liefern von Sozialkompetenzen, den „social skills“, wird zu einer wich-
tigen Aufgabe der Weiterbildung für mittleres und höheres Manage-
ment. Das hängt auch mit dem Wandel der Arbeitstätigkeiten zusam-
men – sie ist weniger hierarchisch organisiert als vielmehr auf das
selbstständige Entscheiden und auf die Kooperation von organisatori-
schen Einheiten angelegt. Außerdem ist es wichtig geworden, dass nicht
nur Einzelpersonen lernen, sondern die gesamte Abteilung – Lernen
von Organisationen lautet der adäquate Begriff. Dementsprechend er-
freuen sich Themen wie Persönlichkeits- und Teamentwicklung, Füh-
rungs- und Motivationstechniken großer Nachfrage. Unmittelbar der
Führungsfunktion – „leadership“ – dienen Themen wie Projektmanage-
ment, Präsentationstechniken, Moderation. Diese Angebote kommen
auch der Tendenz entgegen, dass Führungskräfte durch den ständigen
Wandel der Arbeitswelt und der ökonomischen Bedingungen vermehrt
Vermittlungs- und Weiterbildungsfunktionen wahrnehmen müssen.

Die Herausforderung an die Erwachsenenbildung durch die neuen gesellschaftli-
chen Bedingungen wurden von offiziellen Stellen schon längst erkannt. Aus An-
lass offizieller Tagungen zum „Jahr des Lebensbegleitenden Lernens“ 1996 betont
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das Bundesministerium für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten in seinem
Positionspapier 1996, Weiterbildung spiele eine wichtige Rolle sowohl im Ausbau
beruflicher Qualifikationen als auch in der Persönlichkeitsbildung. Es sei daher
wichtig, beide Dimensionen des lebensbegleitenden Lernens nicht aus den Augen
zu verlieren. Vor allem aber die kulturelle Dimension vermöge in vielen Fällen Kre-
ativität und Orientierung zu bieten, die sonst in der Weise nicht angeboten wer-
den. Gerade im stattfindenden wirtschaftlichen Wandlungsprozess seien dies zwei
besonders nachgefragte Kompetenzen. Verwiesen wird weiter auf die Notwendig-
keit von Verbindungen zwischen Schule, Fachhochschule und Universität, um
Weiterbildung als Querschnittsthema zu stützen. Die Rolle der Weiterbildung
müsse neu definiert werden, da sich die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen
verändert haben. Hervorgehoben werden folgende Veränderungen:

• Gestaltung der Lebensarbeitszeit,
• Strukturwandel in der Beschäftigung in Richtung Dienstleistungsgesell-

schaft,
• Bewältigung der Arbeitslosigkeit,
• Bedeutung der neuen Technologien,
• Globalisierung und Mobilisierung des Marktes,
• Paradigmenwandel,
• Veränderung von Wissen und Qualifikation,
• Umbruch in hierarchischen Betriebsstrukturen,
• Arbeitnehmer wandeln sich zu „unternehmerischen“ Arbeitskräften.

Daraus werden neue Aufgaben und Zielsetzungen für die Einrichtungen der Er-
wachsenenbildung abgeleitet: „Die große Nachfrage nach Qualifizierungen und
nach Lifelong Learning bleibt nicht ohne einschneidende Folgen für die zukünf-
tige Ausgestaltung unseres gesamten Bildungssystems. Primärausbildungszeiten
müssen wesentlich kürzer werden. Schüler müssen entlastet werden. Der Ein-
stieg ins Berufsleben muss früher stattfinden, damit für Weiterbildungsinitiativen
Platz freigemacht wird. Dabei muss die Aufgabenstellung des Bildungswesens
auch darauf abzielen, die später im Erwerbsleben stehenden Menschen zu ei-
genverantwortlichem und selbstgesteuertem Lernen zu befähigen. Die Selbst-
verantwortung der Menschen für ihre Sicherung des eigenen Arbeitsplatzes durch
Weiterbildung wird in den Mittelpunkt der Überlegungen rücken. Weiterbildung
ist, so verstanden, keine Feuerwehr, sondern eine präventive Arbeit, um den
Wandel kreativer verarbeiten zu können und um den steigenden Anforderungen
des Arbeitsplatzes zu entsprechen“ (ebd.).

Bei der zunehmenden Bedeutung der Weiterbildung fällt natürlich auf, dass der
Großteil der Bevölkerung, je nach Berechnung und Schätzung 70 bis 80 Pro-
zent, nicht an Fortbildungen teilnimmt. Damit rücken Weiterbildungsbarrieren
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ins Licht. „Von entscheidender Bedeutung wird es sein, ob es gelingt, bisher
weiterbildungsferne Schichten für den Einstieg in das lebensbegleitende Lernen
zu gewinnen. Dazu müssen Weiterbildungsbarrieren überwunden werden, wel-
che dafür maßgeblich sind, dass ein beträchtlicher Teil der Berufstätigen nicht
an beruflicher Weiterbildung teilnimmt“ (Bundesministerium für wirtschaftliche
Angelegenheiten 1996; vgl. dazu auch Holzer 2004).

Nicht zuletzt kommt auch vom Ministerium für Arbeit und Soziales eine ein-
schlägige Begründung für die Förderung von Weiterbildung:

„Die Intensität und das Ausmaß der internationalen Verflechtung der Wirtschaft eröffnet
neue Chancen, erfordert aber gleichzeitig in immer stärkerem Maße Anpassungen durch die
wirtschaftlichen und politischen Akteure, denn der Weg in die moderne Informations- und
Dienstleistungsgesellschaft ist nur mit entsprechenden wirtschafts- und bildungspolitischen
Veränderungen vorstellbar. Es ist eine der wesentlichsten Aufgaben der öffentlichen Hand,
die bildungspolitischen Maßnahmen im Sinne der sich ändernden gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Anforderungen und der sich daraus ergebenden Erfordernisse des lebens-
begleitenden Lernens zu gewährleisten. Genauso sind die Wirtschaftstreibenden gefordert,
verstärkt in die Aus- und Weiterbildung ihrer Mitarbeitenden zu investieren; nicht zuletzt
haben Studien ergeben, dass die Erhöhung von Bildungsinvestitionen zu einer stärkeren Pro-
duktivitätssteigerung führt als jede andere Art von Investition. In Humanressourcen zu in-
vestieren ist also nicht nur volkswirtschaftlich gesehen notwendig, sondern bringt auch
unmittelbaren Nutzen für das einzelne Unternehmen“ (Positionspapier des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales 1996).

Resümiert man diese Aussagen, so ergibt sich ein klares Bild: Weiterbildung
wird als unverzichtbares wirtschaftliches Element angesehen. Der traditionelle
Anspruch von Bildung als Beitrag zur Entwicklung der Persönlichkeit, als Mo-
ment der individuellen, sozialen und demokratiepolitischen Orientierung wird
immer mehr ausgeblendet. Die aktuelle Diskussion und die öffentliche Präsen-
tation beschränken sich auf die berufliche Weiterbildung, die mittels Qualifizie-
rung einen wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstandort schaffen soll. Die sich in
Modernisierungsgewinner und -verlierer spaltende Gesellschaft spiegelt sich im
Bildungsbereich. Zugespitzt formuliert bedeutet dies, dass erfolgreiche Anpas-
sungsleistungen mittels Weiterbildung produziert und unterstützt werden. Der
Platz für Bildungsangebote, in denen diese gesellschaftlichen Vorgänge und in-
dividuellen Umorientierungen diskutiert, reflektiert, analysiert und behandelt
werden können, wird immer kleiner. Bildung hat in der gegenwärtigen Diskussi-
on, die sich dem wirtschaftlichen Wettbewerb und Bedarf verschrieben hat, ihr
kritisches, produktives und kreatives Potenzial eingebüßt.

Für die Erwachsenenbildung, aber auch für den gesamten Bildungsbereich, las-
sen sich auf Grund des eben beschriebenen Wandels einige Konsequenzen zu-
sammenfassen:
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• Die Erstausbildung allein wird für die Berufs- und Lebensbewältigung
nicht mehr als ausreichend betrachtet. Weiterbildung wird als wirtschaft-
liche Notwendigkeit propagiert und verliert den Charakter der Freiwil-
ligkeit.

• Weiterführende und höhere Bildungswege haben an Attraktivität ge-
wonnen – Höherqualifizierung ist das besondere Kennzeichen der Bil-
dungsentwicklung in den letzten Jahren.

• Unmittelbar verwertbare und qualifizierende Bildungsangebote wer-
den gefördert. Wirtschaftliches Denken und betriebswirtschaftliches
Kalkül haben sich im Bildungsbereich durchgesetzt.

• Lernorientierte Bildungsangebote konkurrieren zunehmend mit Bil-
dungsangeboten unterhaltenden Charakters – „edutainment“ lautet das
charakteristische Schlagwort.

• Die Forderung nach ständigem Neu- und Weiterlernen birgt die Ge-
fahr, gegenwärtiges und vorausgegangenes Lernen zu entwerten.

• Künftige Anwendungssituationen für das angeeignete Wissen sind zu-
nehmend schwer vorhersagbar.

• Ziele wie der Ausgleich von Bildungsdefiziten, die Unterstützung bil-
dungsmäßig und sozial Benachteiligter oder die Herstellung von Chan-
cengleichheit bzw. Chancengerechtigkeit werden in den bildungspoli-
tischen Diskussionen kaum erwähnt. Die Schlagworte von heute lau-
ten: Begabtenförderung, Elitebildung, Privatunterricht.

• Zugunsten von qualifikatorischen Erfordernissen treten grundlegende
pädagogische Zielsetzungen wie Emanzipation, Aufklärung und De-
mokratisierung zurück. Leistung, Effektivität, Marketing, Management,
Effizienz, Evaluation, Organisations- und Personalentwicklung domi-
nieren das einschlägige Vokabular.

• Erwachsenenbildung gilt nicht mehr als Mittel für die Kompensation
sozialer oder bildungsmäßiger Defizite. Die einseitige Betonung beruf-
licher Weiterbildung scheint vielmehr bestehende soziale Ungleich-
heit zu verstärken und zu festigen.

Um diesen Trends, die die soziale Spaltung vergrößern, entgegenzusteuern, be-
darf es nicht nur deklarierter politischer Aussagen und Hoffnung auf gesellschaft-
lichen Bewusstseinswandel. Erst gezielter Einsatz von Personal und Finanzmit-
teln lassen Erwachsenenbildung in ihrer sozialpolitischen Dimension wirksam
werden.

Die KEBÖ hat im Jahr 2001 ihre Erwartungen an die Politik geäußert, die in ihrer
Regierungserklärung Maßnahmen zum lebensbegleitenden Lernen zu einem
zentralen Schwerpunkt der Bildungspolitik erklärt hat. Zur Umsetzung ihres Pro-
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gramms fordert die KEBÖ von Bund und Ländern einen jährlichen Mehrauf-
wand von 100 bis 145 Millionen Euro. Damit soll Erwachsenenbildung als we-
sentlicher Teil des österreichischen Bildungswesens anerkannt, Strukturförderung
erreicht sowie ein flächendeckendes kostengünstiges Angebot erhalten, gesichert
und ausgebaut werden. Das Programm vom 3. März 2001 mit dem mehrdeuti-
gen Titel „Erwachsenenbildung ist MEHR WERT“ (vgl. Bergauer/Filla/Schmidbauer
2002, im Anhang) umfasst folgende Anliegen:

• Jede/r bekommt eine zweite Bildungschance : Einrichtung eines ge-
bührenfreien Kollegs für Berufstätige, um die Bildungschancen benach-
teiligter Gruppen zu erhöhen. Dieses Kolleg soll als Kooperation des
öffentlichen Schulwesens mit der gemeinnützigen Erwachsenenbildung
vielfältige Bildungsangebote in modularer Form wie z. B. alle Matura-
formen inklusive der Berufsreifeprüfung, aber auch den Hauptschulab-
schlüssen beinhalten.

• Fairer Zugang zur Weiterbildung: Die größten Hürden für eine ausge-
wogene Beteiligung an Weiterbildung sind zeitliche, finanzielle und
regionale.

• Jede/r hat ein Anrecht auf Weiterbildungszeit: Die zeitliche Konkur-
renz für Weiterbildung durch andere Verpflichtungen ist durch Aus-
weitung der optionalen Lernzeiten zu überwinden. Hier sind Betriebe,
Sozialpartner und Gesetzgeber gleichermaßen gefordert, verbesserte
Bedingungen in Bezug auf Arbeitszeiten, Lernzeiten und bei der Bil-
dungskarenz zu schaffen.

• Schaffung einer österreichweit einheitlichen Individualförderung: Die
verschiedenen Modelle von „Bildungskonten“ bzw. „Arbeitnehmerför-
derung“ sind derzeit regional völlig unterschiedlich gestaltet. Zur Über-
windung von finanziellen Barrieren in der Weiterbildung hat sich das –
kompensatorisch gestaltete – oberösterreichische Bildungskonto gut
bewährt. Der Bund ist aufgerufen, durch eine mit den Ländern abge-
stimmte Förderpolitik, eine an dieses Modell angelehnte österreichweite
Regelung zu finden.

• Ausbau regionaler Bildungszentren für Erwachsene: Neben der bereits
bestehenden Struktur von Bildungshäusern und Bildungszentren sollen
im Sinne eines regionalen Verbundes kooperative und multifunktiona-
le Bildungszentren weiterentwickelt werden, die ganztägig und ganz-
jährig für soziale Lernphasen offen stehen.
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• Kostenlose (Weiter-)Bildungsinformation und -beratung für alle: Auf-
bau eines flächendeckenden, leicht zugänglichen und gebührenfreien
Systems der (Weiter-)Bildungsinformation und -beratung durch Vernet-
zung und Ergänzung bestehender Einrichtungen.

• Bessere Koordination der Erwachsenenbildungs-Politik: Einrichtung ei-
nes bundesweit geeigneten Steuerungsinstrumentes, um in Abstimmung
mit den Ländern Erwachsenenbildung unter Berücksichtigung von Zer-
tifizierung und Qualitätskontrolle zu fördern. Zur besseren Koordinati-
on des staatlichen Handelns in der Erwachsenenbildung sind dort orga-
nisatorische und wenn notwendig auch gesetzliche Änderungen vorzu-
bereiten.

• Schwerpunktprogramme für Computer und Fremdsprachen: Der Ge-
brauch von Computer und Internet und die Beherrschung von
mindestens einer Fremdsprache gehören immer mehr zum beruflichen
und privaten Alltag. Erwachsene mit diesen neuen Kulturtechniken ver-
traut zu machen, muss ein vorrangiges Ziel verantwortungsvoller Bil-
dungspolitik sein. Auch sollten alle Möglichkeiten des kostengünstigen
und flexibel einsetzbaren Fernunterrichts für Erwachsene – unter Nut-
zung moderner Informations- und Kommunikationstechnologien – ver-
stärkt ausgebaut werden.

• Schwerpunktprogramme zur demokratiepolitischen Bildung: Verstärk-
te Förderung von persönlichkeitsbildenden Maßnahmen und Bildungs-
prozessen im Rahmen der Gemeinwesenarbeit. Lernfelder für politische
Sprach- und Aktionsfähigkeit, zur Aneignung demokratischer Kultur,
argumentativer Auseinandersetzung und konstruktiver Konfliktaus-
tragung sind ein wichtiges demokratiepolitisches Instrument.

• Wissenschaft und Forschung: Der Ausbau der wissenschaftlichen For-
schung im Bereich der Weiterbildung (angewandte Forschung und
Grundlagenforschung) sowie der Dokumentation ist eine Grundlage für
eine wirkungsvolle Umsetzung des Konzepts zum lebensbegleitenden
Lernen.

Eine unmittelbare Realisierung aller dieser Forderungen der KEBÖ scheint derzeit
wegen fehlender Finanzmittel des Bundes nicht in Aussicht zu stehen. Doch die
europäische Diskussion um das lebenslange Lernen verbunden mit Ergebnissen
internationaler Vergleichsstudien, die zurzeit die österreichische Bildungsland-
schaft bewegen, geben Anlass zur Hoffnung, dass die Bedeutung der Erwachse-
nenbildung in Zukunft förderliche Maßnahmen mit sich bringt.
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Die österreichische Erwachsenenbildung befindet sich in einem Prozess der
Umstrukturierung. Sie steht am Anfang einer neuen Phase, in der Erkenntnisse
aus der Praxis und wissenschaftliche Analysen ebenso gefragt sind wie die wei-
tere Mitarbeit engagierten und qualifizierten jungen und erfahrenen Personals.

Zusammenfassend sind einige Merkmale zu nennen, die die gegenwärtige Situ-
ation der österreichischen Erwachsenenbildung charakterisieren. Wegen der
aktuellen Diskussion im Bildungsbereich und im Hinblick auf die Lernfähigkeit
von Organisationen und Institutionen ist zu betonen, dass es sich dabei nicht um
eine Festschreibung handelt, sondern um eine Momentaufnahme mit Chance
auf Veränderung.

• Die österreichische Erwachsenenbildung besteht aus einer Vielzahl von
Institutionen, Trägern und Anbietern. Teilweise agieren sie bundesweit
als gemeinnützig organisierte Vereine, teilweise werden sie von der
öffentlichen Hand oder von Interessenvertretungen betrieben. Auch als
privatwirtschaftlich geführte Unternehmen entfalten sie lokale und re-
gionale Wirkungen. Eine ordnungspolitische Koordination würde hel-
fen, übergreifende strategische Ziele der Weiterbildung zu erreichen.

• Die seit Jahren kontinuierliche Steigerung von Teilnahmezahlen und
Kursangeboten hat die Weiterbildung zu einer Wachstumsbranche
werden lassen, auch wenn sich erste Plateaueffekte einstellen. Das In-
teresse und der Bedarf an Erwachsenenbildung eröffnen Berufsmög-
lichkeiten und die Entwicklung eines bislang zu wenig geachteten Bil-
dungssektors.

• Es gibt keine gesetzliche Regelung, die eine öffentliche Verantwortung
für Weiterbildung begründet, sondern nur ein Gesetz, das die Förde-
rung der Erwachsenenbildung durch den Staat ermöglicht. Nimmt der
Staat diese Möglichkeit zur Förderung intensiver wahr, wird das
sicherlich positiv von den Einrichtungen aufgegriffen und genutzt.

• Bezüglich der staatlichen Maßnahmen für Weiterbildung gibt es ver-
schiedene verantwortliche Abteilungen in den einzelnen Ministerien,
die bislang ohne gemeinsame Strategie agieren. Eine geordnete staatli-
che Kooperation kann als Signal zur Zusammenarbeit für die zurzeit
noch oft separatistisch agierenden Institutionen verstanden werden.

• Auf Grund ihres Angebots und ihres Selbstverständnisses sind die ein-
zelnen Einrichtungen sehr deutlich entweder der berufsorientierten oder
der allgemeinbildenden Erwachsenenbildung zuzuordnen. Institutio-
nen, die sich deklariert als integrative Einrichtungen von beruflicher
und allgemeiner Weiterbildung verstehen, gibt es nicht. Ähnlich wie
im Schulbereich helfen der Erwachsenenbildung „Best-Practice“-Mo-
delle und kontrollierte „Bildungsversuche“ bei ihrer Entfaltung.
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• Auf Grund der historischen Entwicklungen sind Träger und Anbieter
noch sehr klar an ihre jeweilige Interessensgruppe und an ihre jeweils
spezifische Weltanschauung gebunden.

• Die österreichische Erwachsenenbildung ist mit anderen Teilen des Bil-
dungswesens wie Schule, Berufsbildung, Universität kaum verzahnt,
sondern führt ein relativ isoliertes Dasein. Eine starke Vernetzung zu
fördern, unterstützt alle Absichten, ein System des lebenslangen Ler-
nens zu etablieren.

• Die unterschiedlichen Institutionen stehen in einem mehr oder weni-
ger deutlichen Konkurrenzverhältnis – Kooperationen regionaler Art
kommen kaum zustande. Die österreichische Erwachsenenbildung er-
scheint sehr fragmentiert, es ist nur wenig gemeinsame Organisation
oder Koordination zu erkennen. Projektspezifische Förderung der Zu-
sammenarbeit und gemeinsame Verpflichtung auf übergreifende Auf-
gaben unterstützen den Aufbau einer kooperativen, bedarfsorientierten
Erwachsenenbildung.

• Den Adressat/inn/en der Weiterbildung bietet sich geringe Transparenz
bezüglich des Gesamtangebots. Sie sind auf Einzelinformationen durch
die Träger oder Institutionen angewiesen. Die Zusammenarbeit bei
Beratung und Information von Adressat/inn/en wäre ein wichtiges Vor-
haben, um die Bedeutung der Erwachsenenbildung zu unterstreichen
und ihr Image in der Öffentlichkeit zu verbessern.

• Der Grad der Verberuflichung und Professionalisierung ist sehr gering.
Auf die etwa 80.000 nebenberuflichen und ehrenamtlichen Kurslei-
tenden und Mitarbeitenden kommen etwa 600–700 hauptberuflich
pädagogisch Tätige. Der Ausbau der akademischen Qualifizierung von
Mitarbeitenden sollte gerade in der zurzeit vor sich gehenden Phase
der Restrukturierung von Pädagogischen Hochschulen und Universitä-
ten mehr Raum bekommen.

• Eine regelmäßige und umfassende Darstellung der Erwachsenenbildung
inklusive verlässlicher Statistiken und empirischer Daten in Form eines
Weiterbildungsberichts existiert nicht. Ein Weiterbildungsbericht wür-
de Fortschritte zu erkennen, Erfolge zu registrieren helfen und zu wei-
teren Leistungen motivieren.
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12.2 Glossar

Arbeitsmarktservice Österreich (AMS): in Bundes-, Landes- und Regionalorgani-
sationen gegliederte Serviceeinrichtung, die Hilfe bei Berufswahl, Wiederein-
gliederung in den Arbeitsmarkt sowie bei der Berufsinformation leistet und Ar-
beitsmarktförderung betreibt.

Arbeitsstiftung: unterstützt als arbeitsmarktpolitisches Instrument branchenspe-
zifisch – z. B. Stahlstiftung in Linz seit 1987 – Arbeitnehmer/innen, deren Ar-
beitsplatz bedroht oder verloren ist, durch Weiterqualifizierung.

Austrian Universities Continuing Education Network (AUCEN): Plattform wissen-
schaftlicher Weiterbildung und universitärer Personalentwicklung.

Berufsreifeprüfung: vermittelt das Nachholen der Matura und damit eine allge-
meine Studienberechtigung neben einer Berufstätigkeit.

Bildungsfreistellung – Bildungsurlaub: Nur für Betriebsräte gibt es in Österreich
eine gesetzlich garantierte Freistellung von der Arbeitsleistung zur Teilnahme
an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen.

Donau-Universität Krems (DUK): einzige europäische Universität für Weiterbildung.
Duales System: Während einer beruflichen Ausbildung (Lehre), die je nach Be-

rufsbild zwei bis vier Jahre dauert, ist der Besuch einer Berufsschule verpflich-
tend.

Konferenz Erwachsenenbildung Österreichs (KEBÖ): Freie Arbeitsgemeinschaft
gemeinnütziger österreichweiter Anbieter, gegründet 1972.

Matura (Abitur, Reifeprüfung): Abschluss einer höheren allgemeinbildenden oder
berufsbildenden Schule, bringt die allgemeine Studienberechtigung mit sich;
kann auch durch Externistenprüfung oder in Abendschulen für Berufstätige
(Zweiter Bildungsweg) erworben werden.

Offener Hochschulzugang: Es besteht kein Numerus clausus, etwa 98 Prozent der
Studierenden haben Matura als Zugangsvoraussetzung.

Studienberechtigungsprüfung: vermittelt eine fachlich eingeschränkte Studienbe-
rechtigung.

Studiengebühr: Seit dem Studienjahr 2001 ist für Universitäts- und Fachhochschul-
studien pro Semester eine Gebühr in der Höhe von 363,36 Euro unabhängig
vom Ausmaß der inskribierten Veranstaltungen zu bezahlen.

Zweiter Bildungsweg: betrifft das Nachholen von Schulabschlüssen vornehmlich
der Matura nach dem Absolvieren der Schulzeit.
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12.3 Adressen

Ministerien/Behörden
Abteilung Erwachsenenbildung des BMBWK
Wipplingerstraße 20, 1010 Wien
www.erwachsenenbildung.at

Arbeitsmarktservice Österreich (AMS)
Treustraße 35–43, 1203 Wien
www.ams.or.at/wien/

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
Minoritenplatz 5, 1010 Wien
www.bmbwk.gv.at

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft
Stubenring 1, 1012 Wien
www.lebensministerium.at/index

Bundesministerium für Soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz
Stubenring 1, 1011 Wien
www.bmsg.gv.at/cms/site/

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
Stubenring 1, 1011 Wien
www.bmwa.gv.at/

Institutionen/Einrichtungen

Abteilung Weiterbildung – Institut für Erziehungswissenschaft – Universität Graz
Merangasse 70/II, 8010 Graz
www-gewi.kfunigraz.ac.at/edu/erwachsenenbildung/index.html

Arbeitsgemeinschaft der Bildungshäuser Österreichs (ARGE)
Puchberg 1, 4600 Wels
www.arge-bildungshaeuser.at/

Berufsförderungsinstitut (BFI)
Kaunitzgasse 2, 1060 Wien
www.bfi-wien.or.at/

Bildungsnetzwerk Steiermark
Niesenbergergasse 59, 8020 Graz
www.bildungsnetzwerk-stmk.at
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Büchereiverband Österreichs (BVÖ)
Museumstrasse 3/B/12, 1070 Wien
www.bvoe.at/

Bundesinstitut für Erwachsenenbildung St. Wolfgang
5350 Strobl
www.bifeb.at/

Donau-Universität Krems
Dr.-Karl-Dorrek-Straße 30, 3500 Krems
www.donau-uni.ac.at

Fakultät für Interdisziplinäre Forschung und Fortbildung – Universität Klagenfurt
Universitätsstraße 65–67, 9010 Klagenfurt
www.iff.ac.at

Forum Katholischer Erwachsenenbildung
Canisiusgasse 16, 1090 Wien
www.weiterwissen.at

Institut für Berufs- und Erwachsenenbildungsforschung (IBE)
Stifterstraße 28, 4020 Linz
www.ibe.co.at/web/index.htm

Institut für Bildungsforschung der Wirtschaft (IBW)
Rainergasse 38, 1050 Wien
www.ibw.at/

Institut für Erwachsenenbildung
Dr. Theodor Körnerstraße 8, 3100 St. Pölten
www.bakipstpoelten.ac.at/info_if.htm

Institut für Wissenschaft und Kunst (IWK)
Berggasse 17/1, 1090 Wien
homehobel.phl.univie.ac.at/~iwk

Interuniversitäres Forschungszentrum für Technik, Arbeit und Kultur (IFZ)
Schlögelgasse 2, 8010 Graz
www.ifz.tugraz.at/

Jüdisches Institut für Erwachsenenbildung
Praterstern 1, 1020 Wien
www.jud-institut-wien.at/

Ländliches Fortbildungsinstitut (LFI)
Löwelstraße 12, 1014 Wien
www.lfi.at
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Österreichische Gesellschaft für Politische Bildung
Mayerhofgasse 6/3, 1040 Wien
www.politischebildung.at

Österreichisches Institut für Berufsbildungsforschung (ÖIBF)
Wipplingerstraße 35/4, 1010 Wien
www.oeibf.at

Ring Österreichischer Bildungswerke (RÖBW)
Heinrichsgasse 4/8, 1010 Wien
http://members.telering.at/bildungswerke/

Stahlstiftung der VOEST-Alpine
Stahlstraße 219, 4031 Linz
www.stahlstiftung.at

Verband der wissenschaftlichen Gesellschaften Österreichs (VWGÖ)
Schwarzspanierstraße 17, 1090 Wien
www.univie.ac.at/VascBio/FASS/

Verband Österreichischer Gewerkschaftlicher Bildung (VÖGB)
Hohenstaufengasse 10–12, 1010 Wien
www.voegb.at

Verband Österreichischer Volkshochschulen (VÖV)
Weintraubengasse 13, 1020 Wien
www.vhs.or.at

Verein zur Geschichte der Volkshochschulen – Österreichisches Volkshochschul-
archiv
Kürschnergasse 9/PF 19, 1217 Wien
www.vhs.or.at/archiv/

Volkswirtschaftliche Gesellschaft Österreich (VG-Ö)
Marc-Aurel-Straße 5, 1010 Wien
www.vwg.at/

Wirtschaftsförderungsinstitute der Wirtschaftskammer Österreich (WIFI)
Währinger Gürtel 97, 1180 Wien
www.wifi.at

Wissenschaftsladen Graz
Elisabethstraße 3, 8010 Graz
www-gewi.kfunigraz.ac.at/wila/
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